AMTSBLATT DER MILITÄRREGIERUNG—DEUTSCHLAND 
(BRITISCHE ZONE) 


Datum 10. 9, 1949 Ausgabe Nr. 35 





INHALTSVERZEICHNIS 


Seite 
Teil 1 B — Verfassungsrecht (Alliiertes) 


Besatzungsstatut . » 222.2. 01 
Abkommen über Dreimächtekontrolle . 


\ Verbotene und Beschränkungen unter- 
worfene Industrien. . » 2.0. 5 


o 


Teil 2 B — Verfassungsrecht (Deutsches) 


Grundgesetz für die Bundesrepublik. 
Deutschland ne Se a 1 


Teil 6 B — Dreizonen-Verordnungen und -Anordnungen 


15. August 1949 — 11. Durchführungsverordnung 
zum Währungsgesetz . » » 2... 6 


18. Juli 1949 — 29. Durchführungsverordnung 
zum Umstellungsgest2 . » :.. 07 


18. Jull 1949 — 30. Durchführungsverordnung 
zum Umstellungsgesetz . » ».....9 


20. Juli 1949 — 31. Durchführungsverordnung 
zum Umstellungsgesetz . . . .. 9 


Teil 12 B — Zonen-Bekanntmachungen, -Genehmigungen, -Ernen- 
nungen usw. 


12. August 1949 — Bekanntmachung — Aufhebung der Be- 
kanntmachung der Militärregierung vom 
24. Januar 1946 über die Ablieferung von 
Böhafwollen.e En. 


19. August 1949 — Bekanntmachung auf Grund der Verord- 
nung Nr.118 (Erste abgelinderte Fassung) 4 


Diese Ausgabe und alle folgenden Ausgaben werden in Form von losen 
Blättern veröffentlicht werden. 


‚Wenn zweisprachige Texte benötigt werden, sollen die Bogen von den 
separaten englischen und deutschen Texten durchschossen werden. 





In Deutschland käuflich bei E. Vogel, Bielefeld, Westfalen, Mauerstr, 8 


PSS(HO)RSS21B/31M/B-49 





t 





AMTSBLATT DER MILITARREGIERUNG — DEUTSCHLAND (BRITISCHE ZONE) 
Datum 10.9.40 Ausgabe Nr. 35 Teil 1 B—1 








BESATZUNGSSTATUT 


In Ausübung der den Regierungen Frankreichs, der Vereinigten Staaten 
und des Vereinigten Königreichs auch weiterhin vorbehaltenen obersten 
Regierungsgewalt verkünden wir, die Generale 

Pierre Koenig, Militärgouverneur und Oberbefehlshaber in der 
französischen Zone Deutschlands, 

Lucius D. Clay, Militärgouverneur und Oberbefehlshaber in der 
amerikanischen Zone Deutschlands, und 

Sir Brian Hubert Robertson, Militärgouverneur und Oberbefehlshaber 
in der britischen Zone Deutschlands, 
in gegenseitigem Einverständnis hiermit das folgende Besatzungsstatut: 

1. Die Regierungen Frankreichs, der Vereinigten Staaten und des 
Vereinigten Königreichs wünschen und beabsichtigen, daß das deutsche 
Volk während des Zeitraums, in dem die Aufrechterhaltung der Besetzung 
als Notwendigkeit erachtet wird, das größtmögliche Maß an Selbst- 
regierung besitzt, das mit der Besetzung vereinbar ist. Der Bundesstaat 
und die in ihm zusammengeschlossenen Länder sollen volle gesetzgebende, 
vollziehende und rechtsprechende Gewalt nach den Bestimmungen des 
Grundgesetzes und der Landesverfassungen besitzen und sind in der Aus- 
übung dieser Gewalt nur den in diesem Statut vorgesehenen Beschrän- 
kungen unterworfen. 

2. Um die Erreichung der ursächlichen Ziele der Besetzung zu gewähr- 
leisten, behalten sich die Besatzungsmächte ausdrücklich Machtbefugnisse 
einschließlich des Rechts, die von den Besatzungsbehörden benötigten 
Auskünfte und statistischen Angaben anzufordern und nachzuprüfen, mit 
Bezug auf die folgenden Gebiete vor: 

a) die Entwaffnung und Entmilitarisierung sowie die damit im 
Zusammenhang stehende wissenschaftliche Forschung, die der 
industriellen Erzeugung auferlegten Verbote und Beschränkungen 
und die zivile Luftfahrt; 

b) die Kontrollmaßnahmen für das Ruhrgebiet bezüglich der 
Rückerstattung, der Wiedergutmachung, der Entflechtung 
industrieller Riesenbetriebe, der Zusammenfassung der indu- 
striellen Macht in den Händen weniger, der Beseitigung der 
unterschiedlichen Behandlung in Angelegenheiten des Handels, 
ausländischer Interessen in Deutschland und der Forderungen an 
Deutschland; 

c) auswärtige Angelegenheiten, worunter auch die internationalen 
Abkommen fallen, die von Deutschland oder in seinem Namen 
abgeschlossen worden sind; 

d) verschleppte Personen und die Aufnahme von Flüchtlingen; 

e) den Schutz, das Ansehen und die Sicherheit der Alliierten Streit- 
kräfte, ihrer Familienangehörigen, Angestellten und Bevoll- 
mächtigten, ihre rechtliche Sonderstellung, die Bezahlung der 
Besatzungskosten und die Befriedigung der sonstigen Bedürfnisse 
der Besatzung; 5 

2) die Einhaltung des Grundgesetzes und der Länderverfassungen; 

g) die Überwachung des Außenhandels und des Devisenverkehrs; 

h) die Überwachung von Maßnahmen auf dem Gebiet der inneren 
Verwaltung, die jedoch auf das Mindestmaß beschränkt sein soll, 
das erforderlich ist, um sicherzustellen, daß die Deutschland zur 
Verfügung stehenden Geldmittel, Nahrungsmittel und sonstige 
Versorgungsquellen derart verwandt werden, daß Deutschlands 
Bedarf an Auslandshilfe auf ein Minimum beschränkt wird; 

1) die Überwachung der Unterbringung, Verpflegung und Behand- 
lung in deutschen Gefängnissen von Personen, die vor den 
Gerichten oder Tribunalen der Besatzungsmächte und Besatzungs- 
behörden angeklagt und von diesen Gerichten oder Tribunalen 
verurteilt worden sind, der Vollstreckung der über diese Personen 
verhängten Strafen, sowie von Fragen, die die Amnestierung, 
Begnadigung oder Freilassung dieser Personen betreffen. 
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3. Die Regierungen Frankreichs, der Vereinigten Staaten und des 
Vereinigten Königreichs erhoffen und erwarten, daß die Besatzungs- 
behörden keinen Anlaß haben werden, auf anderen als den ihnen oben 
ausdrücklich vorbehaltenen Gebieten einzugreifen, Die Besatzungs- 
behörden behalten sich jedoch das Recht vor, auf Anweisung ihrer 
Regierungen die Ausübung der gesamten Gewalt ganz oder tellweise 
wieder zu übernehmen, wenn sie dies im Interesse der Sicherheit, zur 
Aufrechterhaltung einer demokratischen Regierungsform oder in Wahr- 
nehmung der internationalen Verpflichtungen dieser Regierungen für not- 
wendig halten. Vor Wiederübernahme derartiger Befugnisse werden sie 
die zuständigen deutschen Behörden offiziell von ihrer Entscheidung und 
den Gründen in Kenntnis setzen, die sie zu derselben veranlaßt haben. 

4. Die deutsche Bundesregierung und die Regierungen der Länder 
haben die Befugnis, nach ordnungsmäßiger Mitteilung an die Besatzungs- 
behörden auch auf den diesen Behörden vorbehaltenen Gebieten gesetz- 
geberisch und anderweitig tätig zu sein, es sel denn, daß die Besatzungs- 
behörden ausdrücklich eine gegenteilige Bestimmung treffen oder die 
betreffenden gesetzgeberischen oder sonstigen Maßnahmen mit Ent- 
‚scheldungen und Maßnahmen unvereinbar sein würden, die die Besatzungs- 
behörden selbst getroffen haben. 

5. Jede Änderung des Grundgesetzes bedarf vor ihrem Inkrafttreten 
der ausdrücklichen Genehmigung der Besatzungsbehörden. Länder- 
verfassungen, Änderungen derselben, alle sonstigen gesetzgeberischen 
Maßnahmen und Abkommen zwischen dem Bundesstaat und ausländischen 
Regierungen treten einundzwanzig Tage nach ihrem amtlichen Eingang 
bei den Besatzungsbehörden in Kraft, sofern diese nicht vorher vorläufig 
oder endgültig ihre Genehmigung dazu versagt haben. Die Besatzungs- 
behörden werden gesetzgeberischen Maßnahmen jedoch nur dann die 
Genehmigung versagen, wenn sie ihrer Ansicht nach mit dem Grundgesetz, 
einer Lünderverfassung, den von den Besatzungsbehörden selbst erlassenen 
Rechtsvorschriften oder sonstigen Richtlinien oder den Bestimmungen 
dieses Statuts unvereinbar sind oder eine ernste Bedrohung der ursäch- 
lichen Ziele der Besetzung darstellen. 


6. Die Besatzungsbehörden gewährleisten jedem einzelnen, unter dem 
alleinigen Vorbehalt, daß die Erfordernisse ihrer eigenen Sicherheit 
dadurch nicht beeinträchtigt werden dürfen, daß alle ihre Dienststellen 
‚seine staatsbürgerlichen Rechte auf Schutz gegen willkürliche Verhaftung, 
Leibesvisitation, sowie Durchsuchung oder Beschlagnahme seines Eigen- 
tums, auf Vertretung durch einen Anwalt, auf Freilassung gegen Sicher- 
heitsleistung, soweit die Umstände dies zulassen, auf Fühlungnahme mit 
seinen Angehörigen und auf ein gerechtes und ohne Verzug herbei- 
geführtes Verfahren achten werden, 


7. Die vor Inkrafttreten des Grundgesetzes erlassenen Rechts- 
vorschriften der Besatzungsbehörden bleiben in Kraft, bis sie von den 
Besatzungsbehörden nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen auf- 
gehoben oder abgeändert werden: 

a) Rechtsvorschriften, die zu den vorstehenden Bestimmungen in 
Widerspruch stehen, werden entweder aufgehoben oder derart 
Ahgehnderh, daß sie sich mit diesen Bestimmungen vereinbaren 
lassen; 

b) Rechtsvorschriften, die auf den in $ 2 vorbehaltenen Befugnissen 
beruhen, werden in Form eines Gesetzbuches zusammengefaßt; 

ce) Rechtsvorschriften, auf die weder Absatz a) noch Absatz b) 
zutreffen, werden auf Ersuchen der zuständigen deutschen 
Behörden von den Besatzungsbehörden aufgehoben werden. 


8. Eine Maßnahme gilt und ist auf Grund dieses Statuts wirksam als 
eine Maßnahme, die die Besatzungsbehörden in Ausübung der ihnen durch 
dieses Statut vorbehaltenen Machtbefugnisse getroffen haben, wenn sie im 
Einklang mit den zwischen den Besatzungsbehörden getroffenen Über- 
einkommen getroffen worden ist und in formeller Hinsicht den 
Erfordernissen dieser Übereinkommen entspricht. Den Besatzungs- 


£ 
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behörden steht es frei, ihren Entscheidungen entweder unmittelbar oder 
durch Anweisungen an die zuständigen deutschen Behörden Wirksamkeit 
zu verleihen. D 

9. Nach zwölf Monaten und spätestens innerhalb von achtzehn 
Monaten nach Inkrafttreten dieses Statuts werden die Besatzungsmächte 
seine Bestimmungen unter Berücksichtigung der bis dahin mit seiner 
Durchführung gemachten Erfahrungen und mit dem Ziel einer 
Erweiterung des Zuständigkeitsbereichs der deutschen Behörden auf dem 
Gebiet der Gesetzgebung, der Verwaltung und der Rechtsprechung einer 
Nachprüfung unterziehen. 


ABKOMMEN UBER DREIMACHTEKONTROLLE 

Die Regierungen des Vereinigten Königreichs, Frankreichs und der 
Vereinigten Staaten vereinbarten vor Inkrafttreten des Besatzungsstatuts 
ein Abkommen über die Verschmelzung der drei Zonen abzuschließen, 
Die Vertreter der drei Besatzungsmächte werden die zur Errichtung einer 
Dreimlichte-Kontrollverwaltung für die westlichen Zonen Deutschlands 
erforderlichen Maßnahmen treffen, die im Zeitpunkt der Bildung einer 
vorläufigen deutschen Regierung in Kraft treten werden. Die folgenden 
zwischen den Regierungen des Vereinigten Königreichs, Frankreichs und 
der Vereinigten Staaten vereinbarten Bestimmungen sollen diesen Maß- 
nahmen zu Grunde liegen. 

1. Eine Alliierte Hohe Kommission, bestehend aus drei Hohen 
Kommissaren, von denen jede Besatzungsmacht einen stellt, oder deren 
Vertretern, soll das Oberste Allilerte Kontrollorgan bilden. 

2. Die Art und der Umfang der von der Alliierten Hohen Kommission 
auszuübenden Kontrolle sollen im Einklang mit dem Besatzungsstatut und 
bestehenden internationalen Abkommen stehen. 

3. Um es der Bundesrepublik Deutschland zu ermöglichen, erweiterte 
Befugnisse auf dem Gebiet der Innenpolitik auszuüben und um die Last 
‚der Besatzungskosten zu vermindern, soll das Verwaltungspersonal der 
Allilerten Hohen Kommission auf das Mindestmaß beschränkt sein. 

4. Beschlüsse der Alliierten Hohen Kommission in Ausübung der den 
Besatzungsbehörden vorbehaltenen Befugnisse zur Genehmigung von 
Änderungen der Bundesverfassung müssen einstimmig gefaßt werden, 

5. In Fällen, in denen die Ausübung der den Besatzungsmächten nach 
$ 2 g) des Besatzungsstatuts vorbehaltenen Machtbefugnisse oder die 
Unterlassung, von diesen Machtbefugnissen Gebrauch zu machen, den 
Bedarf an Hilfe aus den der Regierung der Vereinigten Staaten bewilligten 
Mitteln erhöhen würde, soll ein System des relativen Stimmrechts zur 
Anwendung gelangen. Nach diesem System sollen die Vertreter der 
Besatzungsbehörden Stimmrecht im Verhältnis zu den Mitteln besitzen, 
die die Regierung der betreffenden Besatzungsmacht Deutschland zur 
Verfügung gestellt hat. Durch diese Bestimmung soll jedoch das gegen- 
wärtige Stimmenübergewicht nicht herabgemindert werden, das die 
Vereinigten Staaten bei der Joint Export-Import Agency (gemeinsamen 
Ausfuhr- und Einfuhr-Verwaltung) und der Joint Foreign Exchange 
Agency (gemeinsamen Devisenverwaltung) genießen, solange diese 
Behörden oder irgendwelche Stellen, die ihre Nachfolge übernehmen, mit 
der Durchführung ihrer gegenwärtigen Aufgabe betraut sind. Keine auf 

. Grund dieses Abkommens getroffenen Maßnahmen dürfen im Widerspruch 
mit irgendwelchen Abkommen stehen, die die Regierungen der Signatar- 
mächte miteinander abgeschlossen haben; sie dürfen ferner auch nicht im 
Widerspruch mit den Grundsätzen der Ablehnung einer unterschledlichen 
Behandlung stehen. 

6. In allen anderen Fragen sollen Beschlüsse mit Stimmenmehrheit 
gefaßt werden. 

7. a) Hat ein mit Stimmenmehrheit gefaßter Beschluß die Änderung 

oder Einschränkung eines zwischen den Regierungen ab- 
geschlossenen Abkommens zur Folge, das sich auf die in $ 2 a) 
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oder b) des Besatzungsstatuts aufgeführte Gebiete bezieht, so 
kann ein Hoher Kommissar, der eine abweichende Meinung 
vertritt, seine Regierung um ihre Entscheidung ersuchen. Dieses 
Ersuchen soll zur Folge haben, daß der Beschluß bis zur 
Erreichung einer Einigung zwischen den drei Regierungen 
ausgesetzt Ist. 
b) Ist ein Hoher Kommissar der Meinung, daß ein mit Stimmen- 
mehrheit ‚gefaßter Beschluß in Widerspruch steht mit einem 
zwischen den Regierungen abgeschlossenen Abkommen bezüglich 
der in $ 2 a) oder b) des Besatzungsstatuts aufgeführten 
Gebiete, mit den Hauptgrundsätzen über die Regelung von 
Deutschlands Auslandsbeziehungen oder mit irgendwelchen für 
die Sicherheit, das Ansehen oder die Bedürfnisse der Besatzungs- 
streitkräfte wesentlichen Dinge, so kann er seine Regierung um 
ihre Entscheldung ersuchen. Dieses Ersuchen soll zur Folge 
haben, daß die Durchführung des Beschlusses auf 30 Tage und 
auch darüber hinaus ausgesetzt wird, sofern nicht zwei der 
Reglerungen ihre Meinung dahingehend äußern, daß die Gründe 
für das Ersuchen eine Verlängerung der Aussetzungsfrist nicht 
rechtfertigen. 
Richtet sich das Ersuchen gegen einen Beschluß der Alliierten 
Hohen Kommission, einer deutschen gesetzgeberischen Maß- 
nahme ihre Genehmigung zu versagen oder nicht zu versagen, 
so gilt die betreffende gesetzgeberische Maßnahme während der 
Laufzeit des Ersuchens als nicht genehmigt. 


8. Ein Hoher Kommissar, der die Meinung vertritt, daß ein nicht mit 
Einstimmigkeit gefaßter Beschluß über eine durch das Besatzungsstatut 
vorbehaltene Frage nicht mit der grundlegenden Politik der drei Mächte 
Deutschland gegenüber im Einklang steht, oder daß eine Landesverfassung 
oder eine Abänderung derselben gegen das Grundgesetz verstößt, kann 
seine Regierung um ihre Entscheidung ersuchen. In diesem Falle soll das 
Ersuchen zur Folge haben, daß die Durchführung des Beschlusses auf die 
Dauer von nicht mehr als 21 Tagen vom Datum der Beschlußfassung an 
ausgesetzt wird, sofern nicht sümtliche drei Regierungen etwas Gegen- 
telliges vereinbaren, Richtet sich das Ersuchen gegen einen Beschluß der 
Alliierten Hohen Kommission, einer deutschen gesetzgeberischen Maß- 
nahme ihre Genehmigung zu versagen oder nicht zu versagen, so gilt die 
betreffende gesetzgeberische Maßnahme während der Laufzeit des 
Ersuchens als nicht genehmigt. 

9. Alle Machtbefugnisse der Alliierten Hohen Kommission sind einheit- 
lich im Einklang mit der Dreimächtepolitik und den Richtlinien der drei 
Miichte auszuüben. Zu diesem Zwecke soll die Alllierte Hohe Kommission 
in jedem Land durch einen einzigen Landeskommissar vertreten sein, der 
ihr gegenüber die alleinige Verantwortung in allen Dreimächteangelegen- 
heiten trägt. In jedem Lande soll der Landeskommissar ein Staats- 
angehöriger der Alliierten Macht sein, in deren Zone das Land gelegen ist. 
Jeder Hohe Kommissar wird für jedes außerhalb seiner Zone belegene 
Land einen Beobachter an den Sitz des betreffenden Landeskommissars 
entsenden, um sich mit diesem zu beratschlagen und Informationen mit 
ihm auszutauschen, 


Die Bestimmungen dieses Paragraphen sind jedoch in keiner Hinsicht 
dahin auszulegen, als beschränkten sie die Aufgaben irgendwelcher 
Stellen, die auf Grund von Abkommen zwischen den Regierungen 
errichtet worden sind. 


10. Soweit irgend möglich, sind alle Richtlinien, Anweisungen und 
sonstigen mit der Durchführung der Kontrolle zusammenhängenden 
Schriftstücke an die Bundesbehörden, die Landesbehörden oder an beide 
zu richten. 

11. Das Abkommen über die Verschmelzung der drei Zonen bleibt in 
Kraft, bis es durch Vereinbarungen zwischen den Regierungen 
geändert wird. 


c) 


= 





© 
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VERBOTENE UND BESCHRÄNKUNGEN 
UNTERWORFENE INDUSTRIEN 

Gemäß den von ihren Regierungen erhaltenen Anweisungen zum Ab- 
schluß des nachstehenden Abkommens über verbotene und Beschränkungen 
unterworfene Industrien in den amerikanischen, britischen und fran- 
zösischen Besatzungsgebieten Deutschlands (nachstehend für die Zwecke 
dieses Abkommens als '„Deutschland“ bezeichnet) verkünden der 
amerikanische, britische und französische Militärgouverneur und Ober- 
befehlshaber hiermit, mit sofortiger Kraft, das folgende Abkommen: 


Artikel 1 

Die In diesem Abkommen enthaltenen Verbote bleiben In Kraft bis eine 
Friedensregelung zustande gekommen Ist. 

Die in diesem Abkommen enthaltenen Beschränkungen bleiben bis zum 
1. Januar 1953 oder bis zum Abschluß einer, Friedensregelung in Kraft, 
falls diese früher erfolgt. Ihr Bestehenbleiben nach diesem Zeitpunkt hängt 
von späteren Vereinbarungen ab. 

Ist bis zum 30. Juni 1952 keine Friedensregelung zustande gekommen, 
so haben die Militärgouverneure sofort diese Beschränkungen auf Grund 
der dann herrschenden Umstände zu überprüfen und dabei die Erforder- 
nisse der Sicherheit der Alliierten Mächte, die zur Aufrechterhaltung der 
Sicherheit getroffenen Vorkehrungen und ihre Wirksamkeit, sowie die 
Erfordernisse des europäischen Wiederaufbaues in Betracht zu ziehen. 
Sollten die Militärgouverneure innerhalb von 90 Tagen nach dem 30. Juni 
1952 nicht imstande gewesen sein, eine Einigung über die Beschränkungen 
zu erzielen, die mangels des vorherigen Abschlusses einer Friedens- 
regelung nach dem 1. Januar 1953 bestehen bleiben sollen, so ist die An- 
gelegenheit unverzüglich von den drei Regierungen zu prüfen, 


Artikel 2 
Maßnahmen, die nach den Bestimmungen dieses Abkommens dem 
Ermessen der Militärgouverneue überlassen worden sind, sind nur durch- 
zuführen, wenn ihnen ein mit Einstimmigkeit gefaßter Beschluß zugrunde 


liegt. 

= Artikel 3 

Die Erzeugung oder Herstellung der folgenden Stoffe und Kriegs- 
materlallen ist zu verbieten und alle Anlagen und Einrichtungen zu Ihrer 
Erzeugung, die nicht schon aus Deutschland entfernt oder vernichtet 
worden sind, sind sobald als möglich aus Deutschland zu entfernen oder 
zu vernichten: 

a) die im Verzeichnis „A“ zu Kontrollratsgesetz Nr. 43 (Anhang „A“ 

zu diesem Abkommen) aufgeführten Dinge; 
b) Rohmagnesium; 
c) Beryllium. 
Artikel 4 

Die Erzeugung, die Einfuhr, die Ausfuhr, die Beförderung, die Lagerung, 
der Gebrauch und der Besitz von radioaktiven Stoffen werden Gegenstand 
gesetzgeberischer Maßnahmen der Militärgouverneure sein. 


Artikel 5 

1. Die Erzeugung von synthetischem Gummi und Butadien ist zu 
verbieten. 

2. Um den vorhergehenden Verboten Wirksamkeit zu verleihen, sind 
alle Anlagen für Co-polymerisierung, die Untersuchungs- und Prüfungs- 
anlagen für synthetischen Gummi und die Anlagen für die Erzeugung von 
Butadien in den Werken in Hüls, Ludwigshafen und Leverkusen zu ent- 
fernen oder zu vernichten. 

Artikel 6 

1. Die unmittelbare oder mittelbare Erzeugung von Benzin, Öl und 
Schmiermitteln aus Steinkohle oder Braunkohle vermittels des Bergius- 
Hydrogenierungsverfahrens, der Fischer-Tropsch-Synthese oder ähnlicher 
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Verfahren sind zu verbieten. Ausgenommen von diesem Verbot ist jedoch 
vorübergehend die Erzeugung insoweit, als sie von der Erzeugung von 
Kohlenwasserstoffwachsen zur Herstellung synthetischer Fettsäuren für 
die Erzeugung von Waschmitteln untrennbar Ist, 

2. Die Synthese von Kohlenwasserstoffwachsen nach dem Fischer- 
'Tropsch-Verfahren ist nur solange zu gestatten, als die in Deutschland 
verfügbaren Fett- und Ölvorräte ohne die Verwendung synthetischer Fett- 
säuren für die Herstellung ausreichender Mengen an Waschmitteln unzu- 
reichend sind und in keinem Falle über den 31. Dezember 1949 hinaus, 

3. Diejenigen Fischer-Tropsch-Anlagen, die zur Zeit nicht für die 
Synthese von Kohlenwasserstoffwachsen eingesetzt sind, sind sobald als 
möglich aus Deutschland zu entfernen oder zu vernichten. Die beiden für 
die Synthese von Kohlenwasserstoffwachsen eingesetzten Fischer-Tropsch- 
Anlagen sind baldmöglichst nach Aufhören der Erzeugung aus Deutschland 
zu entfernen oder zu vernichten. 

4. Alle Berglus-Anlagen, mit Ausnahme der Wesseling-Anlage, sind 
sobald als möglich aus Deutschland zu entfernen oder zu vernichten. Die 
gesamte Wesseling-Anlage soll bestehen bleiben und darf für die 
Raffinierung von Rohpetroleum, die Hydrogenierung von schweren Rück- 
ständen aus dieser Raffinierung und für die Synthese von Ammoniak und 
Methanol verwendet werden. 


Artikel 7 


Die Herstellung von Elektronenröhren ist auf die erlaubten Typen zu 
beschränken, die in einer von Sachverständigen aufzustellenden und von 
den Militärgouverneuren zu veröffentlichenden Liste enthalten sein werden 
und die nicht über 10 Watt Zerstreuung oder 250 Megahertz Frequenz 
hinausgehen dürfen. Jedoch haben die Militärgouverneure auf Anraten 
des Militärischen Sicherheitsamtes (Military Security Board) die Befugnis, 
bei vorliegender Notwendigkeit die Herstellung von Typen mit über 10 
Watt Zerstreuung (aber nicht über 250 Megahertz Frequenz) zu 
lizensieren. 

Artikel 8 


1. Die Kapazität der nachfolgend aufgeführten Industrien ist wie folgt 
zu begrenzen: 

a) Stahl auf die Kapazität, die nach Entnahme der Reparationen 

verbleibt; 

b) Lichtbogen- und Hochfrequenzofenstahl auf die Ofenkapazität, 

die nach der Entnahme der Reparationen verbleibt; 

c) Rohaluminium auf die für die jährliche Erzeugung von 85 000 t 

ausreichende Kapazität; 

d) Der Schiffsbau auf die Kapazität, die verbleibt, nachdem neben 
den bereits zu Reparationszwecken zur Verfügung gestellten vier 
Werften die folgenden weiteren Werften als Reparationen 
entnommen worden sind: 

CIND 1206 Germania-Werft, Kiel 

CIND 1235 Deutsche Werke, Kiel 

CIND 1287 Deutsche Werft, Reiherstieg, Hamburg; 
Kugel- und Rollenlager auf die Kapazität, die verbleibt, nachdem 
Anlagen und Einrichtungen als Reparationen in einem Umfang 
entnommen worden sind, der darauf berechnet ist, in Deutschland 
eine zur jährlichen Erzeugung, bei Einschichtarbeit, von 
33 Millionen Einheiten genügende Kapazität oder die gegen- 
wärtige Kapazität zu belassen, je nach dem, welche von beiden 
die geringere ist; 

2) Synthetischer Ammoniak auf die Kapazität, die nach Entnahme 
der Reparationen verbleibt; 

8) Clor auf die Kapazität, die nach Entnahme der Reparationen 
verbleibt; 

h) Styren auf die jährliche Arbeitskapazität von 20 000 t. 


e) 


be a 
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2. Um sicherzustellen, daß die erlaubte Gesamtkapazität der nach 
obigem Absatz 1 in ihrer Erzeugung beschränkten Industrien nicht über- 
schritten wird, ist es keinem Unternehmen gestattet, außer auf Grund 
einer ihm von den Militärgouverneuren erteilten Lizenz, die Leistungs- 
fähigkeit von Anlagen oder Einrichtungen zu erhöhen, die ganz oder teil- 
weise mit der industriellen Erzeugung auf den in diesem Artikel 
erwähnten Gebieten befaßt sind, und zwar gleichviel, ob die Absicht dahin 
geht, die Erhöhung durch Ausdehnung der vorhandenen Anlagen, den Bau 
neuer Anlagen oder die Hinzunahme neuer Einrichtungen zu bewerk- 
stelligen. Der Bau neuer Anlagen und Einrichtungen und der Ersatz oder 
Wiederaufbau von entfernten oder vernichteten Anlagen und Einrichtungen 
ist gleichfalls zu verbieten und nur mit einer von den Militärgouverneuren 
auf Anraten des Militärischen Sicherheitsamtes erteilten Lizenz zu 
gestatten. Das Militärische Sicherheitsamt wird sicherstellen, daß 
veraltete oder abgenutzte Anlagen und Einrichtungen, deren Ersatz durch 
neue genehmigt worden ist, aus Deutschland entfernt oder vernichtet 
werden. 


Artikel 9 


1. Die Erzeugung von Stahl ist auf 11,1 Millionen t jährlich zu 
beschränken. 

2. Die Erzeugung von Rohaluminium ist auf 85000 t jährlich zu 
beschränken. Der Einfuhr von Bauxit und Tonerde ist keine besondere 
Beschränkung aufzuerlegen, doch soll sie überwacht werden, um die An- 
häufung von Vorräten über eine Anzahl von Monatslieferungen hinaus zu 
verhindern, die von den Militärgouverneuren zu bestimmen Ist, 


3. Die Erzeugung von Styren Ist auf 20.000 t jährlich zu beschränken, 


Artikel 10 


1. Die Herstellung folgender Erzeugnisse ist zu verbleten: 

a) Werkzeugmaschinen oder andere Fiabrikationseinrichtungen, die 
eigens für die Erzeugung von Waffen, Munition oder anderen 
Kriegsgeräten bestimmt sind; 

b) Zusatzteile, Vorrichtungen, Werkzeuge und andere Gegenstände, 
die kelnem normalen Friedenszweck dienen und eigens dazu 
bestimmt sind, Werkzeugmaschinen oder andere Fabrikations- 
einrichtungen auf die Erzeugung von Waffen, Munition oder 
anderen Kriegsgeräten umzustellen. 

2. Die Herstellung der in Anhang „B“ aufgeführten Typen von Werk- 
zeugmaschinen ist zu verbieten und nur mit einer von den Militär- 
gouverneuren auf Anraten des Militärischen Sicherheitsamtes erteilten 
Lizenz zu gestatten. Diese Lizenz wird normalerweise erteilt werden, 
sofern die Militärgouverneure nicht Grund zu der Annähme haben, daß die 
Maschinen nicht für die Friedenserzeugung bestimmt sind. 


Artikel 11 


1. Der Bau von Schiffen in Deutschland, deren Tonnage und Ge- 
schwindigkeit die in der nachstehenden Tabelle enthaltenen Grenzen 
nicht überschreiten, ist gestattet, mit der Maßgabe jedoch, daß keine 
Hochseeschiffe gebaut werden dürfen, bis eine für die Bedürfnisse des 
europäischen und deutschen Wiederaufbaues nach den in Kürze bekannt- 
zugebenden Entscheidungen der Militärgouverneure ausreichende deutsche 
Küstenflotte wiederhergestellt ist: 

Knoten B.RT. 


Frachtschiffe für Trockenladungen ı2 7200 
Tankschiffe 12 7200 
Fischereifahrzeuge und andere Schiffe, 

die keine Frachtschiffe sind 12 ‚650 


Küstenfahrzeuge 12 2700 
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2. Ungeachtet der obigen Bestimmungen soll es Deutschland gestattet 
sein, während der Gültigkeitsdauer dieses Abkommens im Auslande bis zu 
100 000 B.R.T. Tankschiffe mit einer Höchstgeschwindigkeit von 14 Knoten 
und einer Einzeltonnage von bis zu 10 700 B.R.T. und bis zu 300 000 B.R.T. 
Frachtschiffe für Trockenladung mit einer Höchstgeschwindigkeit von 
12 Knoten und einer Einzeltonnage von bis zu 7200 B.R.T. zu erwerben. 

3. Zur besseren Beratung der Militärgouverneure werden die 
Regierungen der Vereinigten Staaten, des Vereinigten Königreiches und 
Frankreichs einen Sachverständigenausschuß bestellen mit dem Auftrag, 
innerhalb von drei Monaten einen Bericht über die Typen von Schiffen, mit 
Ausnahme derjenigen, die vornehmlich dem Passagierverkehr dienen, aus- 
zuarbeiten, die Deutschland wahrscheinlich benötigt, auch wenn diese In 
der einen oder anderen Hinsicht die in obigem Absatz 1 aufgeführten 
Begrenzungen übersteigen. Der Ausschuß soll auch die Eigenarten der 
Bauart, der Konstruktion, der Antriebsmaschinen usw. bezeichnen, die den 
Gebrauch oder Umbau der Schiffe für Kriegszwecke erleichtern würden 
oder die\nicht der normalen Praxis der Handelsmarine entsprechen, und 
deren Verwendung daher zu untersagen ist. Die Empfehlungen des Aus- 
schusses sind den Militärgouverneuren zu übermitteln, die sie dann ent- 
sprechend den Bestimmungen der nachfolgenden Absätze in die Praxis 
umsetzen sollen. 

4. Die Militärgouverneure können auf Anraten des Militärischen 
Sicherheitsamtes den Bau oder Erwerb von Schiffen lizensieren, die in der 
einen oder anderen Hinsicht die in Absatz 1 aufgeführten Begrenzungen 
der Geschwindigkeit und der Tonnage übersteigen, um Schiffe bereit- 
zustellen, die besonderen Zwecken oder Aufgaben dienen. Die Militär- 
gouverneure sollen die Erfordernisse der Sicherheit und die Notwendigkeit 
eines wirtschaftlichen Betriebes der Schiffe in den Handelszweigen oder 
auf den Routen berücksichtigen, für die sie bestimmt sind. 

5. Ungeachtet etwaiger gegentelliger Bestimmungen dieses Ab- 
kommens können die Militärgouverneure auf Anraten des Militärischen 
Sicherheitsamtes den Bau von Fahrzeugen auf Grund einer Lizenz mit 
einer höheren Geschwindigkeit als 12 Knoten genehmigen, die nachwels- 
“ich für solche Zwecke, wie die Verhinderung des Schmuggels oder der 
widerrechtlichen Fischerei, die Grenzkontrolle, die Feuerbekämpfung oder 
für den Gebrauch von Lotsen oder der Zivilpolizei erforderlich sind. 

6. Die Militürgouverneure sollen die für die Durchführung der oben- 
stehenden Bestimmungen notwendigen Rechtsvorschriften erlassen, und 
vom Inkrafttreten derartiger Rechtsvorschriften an sollen die entsprechen- 
den Bestimmungen der Kontrollratsdirektiven Nr. 33, 37, 44 und 45 keine 
Anwendung mehr finden. Bis zum Erlaß dieser Rechtsvorschriften bleibt 
jedoch der Bau von anderen als den nach den maßgeblichen Bestimmungen 
der Kontrollratsdirektiven Nr. 33, 37, 44 und 45 zugelassenen Schiffe 
verboten. 

Artikel 12 


Keine Bestimmung dieses Abkommens ist so auszulegen, als beein- 
trächtige oder beschränke sie die dem Militärischen Sicherheitsamt über- 
tragenen Befugnisse. 


LUCIUS D. CLAY, 
General des Heeres der Vereinigten Staaten, 
Militärgouverneur für die amerikanische Zone. 


B.H.ROBERTSON, 


General, 
Militärgouverneur für die britische Zone. 


PIERRE KOENIG, 


Heeresgeneral, < 
Militärgouverneur für die französische Zone. 
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ANHANG „A“ 
5 Zum Kontrollratsgesetz Nr. 48 


Gruppe I 
a) Sämtliche Waffen, einschließlich atomischer Kriegsführungsmittel, 
oder Vorrichtungen aller Kaliber und Arten, die geeignet sind, töd- 
liche oder vernichtende Geschosse, Flüssigkeiten, Gase oder toxische 
Stoffe vorzutreiben, sowie die dazugehörigen Lafetten und Gestelle. 


b) Sämtliche Geschosse für die obigen Waffen sowie deren Vortreib- 
oder Antriebsmittel. Beispiele von Antriebsmitteln sind Kartuschen, 
Ladungen usw, 

c) Sämtliche militärischen Vernichtungsmittel, z. B. Granaten, Bomben, 
Torpedos, Minen, Unterwasserminen, Wasserbomben, Sprengladun- 
gen und Ladungen mit Selbstantrieb. 

d) Sämtliche militärischen Hieb- und Stichwaffen, z. B. Seitengewehre, 
‚Sübel, Dolche und Lanzen, 

Gruppe II 


a) Sämtliche eigens für militärische Zwecke ausgerlstete oder be- 
stimmte Fahrzeuge, z. B. Panzer, Panzerwagen, Anhänger zum 
Panzertransport, gespanzertes, rollendes Eisenbahnmaterial usw. 

b) Panzerungen jeder Art für militärische Zwecke, 

c) Eigens für militärische Zwecke bestimmte Geschirre. 


Gruppe II 
a) 1. Entfernungsmeßgeräte jeder Art für militärische Zwecke; 

2. Ziel-, Lenkungs- und Berechnungsgeräte für Feuerregelung; 

3. Suchgeräte jeder Art (insbesondere alle Funkpeil- und Funk- 
suchgeräte); 

4. Geräte zur Unterstützung der Feuerbeobachtung oder zur Fern- 
lenkung von in Bewegung befindlichen Gegenständen, 

Sämtliche Signal- und Fernverbindungsgeräte und Einrichtungen, 

die eigens für Kriegszwecke konstruiert sind; sämtliche Funk- 

störgeräte, 

c) Scheinwerfer mit einem Spiegeldurchmesser über 45 cm. 

d) Optische Geräte jeder Art, die eigens für Kriegszwecke konstrulert 
oder bestimmt sind. 

e) Vermessungs- oder kartographische Ausrüstungen und Geräte jeder 
Art, die eigens für Kriegszwecke konstruiert sind. Militärische 
Karten und Gerät zu deren Gebrauch. 

2) Pionier-Werkzeuge, -Maschinen und -Geräte für militärische Zwecke, 
z. B. Spezialbrückenbaumaterlal. 

g) Militärische Ausrüstungen und Uniformen für Einzelpersonen, 
militärische Abzeichen und Auszeichnungen. 


h) Geheimschrift-Maschinen und Vorrichtungen für Verschlüsselungs- 
zwecke, 


1) Sämtliche Tarnungs- und Blendvorrichtungen. 


Alle die Materialien der Gruppe II, die normalerweise in Friedenszeiten 
verwandt werden können und nicht eigens für militärische Zwecke kon- 
struiert sind, unterliegen nicht den Vorschriften des Artikels I, Absatz 1 
dieses Gesetzes; dies gilt nicht für elektronische Vorrichtungen, z. B. Funk- 
meß- (Radars), Funkpell- und ähnliche Geräte, 


b 


Gruppe IV 
a) Kriegsschiffe sämtlicher Klassen. Sämtliche Schiffe und schwim- 
mende Einrichtungen, die eigens zum Betrieb und zur Instandhaltung 
von Kriegsschiffen bestimmt sind. Sämtliche Schiffe mit Eigen- 
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schaften, die für einen normalen Friedensgebrauch nicht erforderlich 

sind, sowie Schiffe, welche in einer Weise geplant oder gebaut sind, 

die ihre Umwandlung in Kriegsschiffe oder ihren Gebrauch für 

militärische Zwecke vorsieht. 

Besondere Maschinenanlagen, Ausrüstungen und Einrichtungen, die 

in F'riedenszeiten gewöhnlich nur auf Kriegsschiffen Verwendung 

finden, 

ce) Tauchfahrzeuge aller Art; Tauchvorrichtungen jeder Art, die für 
militärische Zwecke bestimmt sind. Besondere Ausrüstungen, die zu 
diesen Fahrzeugen und Vorrichtungen gehören, 

d) Sümtliche Landungsvorrichtungen für militärische Zwecke. 

e) Material, Ausrüstungen und Anlagen zur militärischen Verteidigung 
von Küsten, Häfen usw. 


Gruppe V 

a) Luftfahrzeuge jeder Art, schwerer oder leichter als Luft, mit oder 
ohne Antriebsvorrichtungen, unter Einschluß von Drachen, Fessel- 
ballons, Gleitflugzeugen und Flugzeugmodellen; nebst sämtlichen 
Hilfsgeräten, einschließlich Flugzeugmotoren, Bestandteilen, Zubehör- 
stücken und Ersatzteilen, die eigens für den Betrieb von Luftfahr- 
zeugen bestimmt sind. 

b) Bodeneinrichtungen zur Instandhaltung und Bedienung, Prüfung und 
Unterstützung des Betriebes von Luftfahrzeugen, z. B. Katapulte, 
Winden und Navigationssignale (Richtbaken); Material für die 
schnelle Errichtung von Flugplätzen, z. B. Landungsmatten; Spezial- 
gerät, das in Verbindung mit Luftaufnahmen gebraucht wird. Die 
Vorschriften des Artikels I, Absatz 1 dieses Gesetzes gelten jedoch 
nicht für solche Geräte und Materlalien für Flugplätze und Naviga- 
tionssignale (Richtbaken), die einem normalen Friedensgebrauch 
dienen und nicht eigens für im Verzeichnis B angeführte militärische 
Zwecke bestimmt sind. 


Gruppe VI 


Sämtliche Zeichnungen, Aufstellungen, Pläne, Modelle und Nachbildun- 
‚gen, die sich unmittelbar auf die Entwicklung, Herstellung, Erprobung 
oder Prüfung von Kriegsmaterlal oder auf Versuche oder Forschungen in 
Verbindung mit Kriegsmaterial beziehen. 


Gruppe VIEL 

Maschinen sowie sonstige Herstellungsgeräte und Werkzeuge, die bei 
der Entwicklung, Herstellung, Erprobung oder Prüfung des in diesem Ver- 
zeichnis angeführten Kriegsmaterials verwendet werden und die nicht auf 
den F'riedensgebrauch umgestellt werden können, 


Gruppe VEIT 


a) Die folgenden chemischen Kriegsstoffe: 
Hochexplosivo Sprengstoffe, mit Ausnahme der im Verzeichnis B, 
Gruppe VIII a) angeführten. 
(Anmerkung: Unter „hochexplosiven Sprengstoffen“ sind organische 
Sprengstoffe zu verstehen, die zur Füllung von Geschossen, Bomben 
usw. verwendet werden.) 
Zweibasige Treibpulver (d. h. Nitrozellulosetreibpulver, welche Nitro- 
glyzerin, Diaethylenglycoldinitrat oder analoge Stoffe enthalten). 
Einbasige Treibpulver für Waffen jeder Art, mit Ausnahme von 
Sportwaffen. 
Nitro-Guanidin. 
Giftgase zur Kriegsführung (einschließlich aller flüssigen und festen 
Stoffe, die gewöhnlich unter diesem Ausdruck verstanden werden), 
mit Ausnahme der in Gruppe VII b) des Verzeichnisses B ange- 
führten. 


b 


u} 
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Raketentreibstoffe: 

'Wasserstoff-Peroxyd von mehr als 37% Konzentration, 

Hydrazin-Hydrat, 

Methylnitrat. 
Hochtoxische Stoffe bakteriologischen oder pflanzlichen Ursprungs 
(ausgenommen solche Stoffe bakteriologischen oder pflanzlichen Ur- 
sprungs, die für therapeutische Zwecke verwendet werden), 
Sämtliche Spezialmittel für Einzel- oder Gemeinschaftsverteidigung, 
die im Frieden ausschließlich von Streitkräften verwendet werden, 
z. B. Schutzmasken gegen toxische oder tödliche Mittel der Kriegs- 
führung, Spürgeräte usw. 


Gruppe IX. 
Sämtliche Apparate, Vorrichtungen und Materialien, die eigens zur 


Ausbildung und Unterweisung des Personals im Gebrauch, in der Behand- 
lung, Herstellung oder Erhaltung von Kriegsmaterlal bestimmt sind. 


ANHANG „B“ 


Typen von Werkzeugmaschinen, deren Herstellung verboten und nur mit 
einer von den Militärgouverneuren erteilten Lizenz gestattet Ist. 
1. Maschinen zur Herstellung von spiralförmigen Kegelgetrieben. 
2. Aufreibemaschinen der folgenden Arten: 

a) Gleichlauf-Oberflächen-Typ. 

b) Hin- und hergehender Typ (Stangentyp-Schneldewerkzeug) mit 
einem Werkzeugdurchmesser oder entsprechendem Querschnitt 
von über 51 mm oder einem Arbeitshub von über 1,524 mm oder 
einer Zugkraft von über 15,876 kg. 

3. Allzweck-Drehbänke der folgenden Arten: 

a) Drehbänke mit einer Betriebsdurchmesserkapazität (Schwung 
{über dem Support) von über 1422 mm, 

b) Drehbänke mit einer Betriebsdurchmesserkapazität (Schwung 
ber dem Support) von 914 bis 1422 mm und mit einem Achsen- 
abstand (Werkstücklänge) von über 4267 mm. 

c) Drehbänke mit einer Betriebsdurchmesserkapazität (Schwung 
über dem Support) von 457 mm bis 914 mm und mit einem 
Achsenabstand von 5486 mm. & 

4. Vertikal- Revolverdrehbänke (mit Revolverknöpfen, nicht mit Dreh- 
tisch) mit einer Betriebsdurchmesserkapazität von über 991 mm, 


5. Spannfutter- und Plandrehbänke mit einer Betriebsdurchmesser- 
kapazität von über 2438 mm oder mit einem Wagenvorschub von über 
2134 mm. 


6. Wagen- und Lokomotivräderdrehbänke (Maschinen, die besonders 
für diese Arbeit gebaut sind) mit einer Betriebsdurchmesserkapazität von 
über 2438 mm. 

7. Revolverdrehbänke mit einem Aufspanndurchmesser von über 
610 mm oder einer Stangenkapazität von über 76 mm. 

8. Horizontal- und Vertical-Allzweck- und Universal-Fräsmaschinen, 
die im einzelnen die folgenden Spezifikationen nicht überschreiten: 

a) ein Gesamtgewicht von höchstens 4 t. 
b) in den Abmessungen des rechteckigen Tisches: 
(4) eine Länge von höchstens 1219 mm, 
(it) eine Breite von höchstens 356 mm, 
c) in den Abmessungen des Rundtisches: 
(1) ein Tischdurchmesser von höchstens 610 mm, 
(il) eine Betriebsdurchmesserkapazität von höchstens 813 mm. 

9. Planfräsmaschinen mit einem Abstand zwischen den Ständern von 
über 1219 mm oder einer Tischlänge von über 3658 mm oder mit über 
drei Fräsköpfen. 


b 
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10. Schleifmaschinen der folgenden Art: 

a) zylindrische Allzweckmaschinen mit einer Betriebsdurchmesser- 
kapazität von über 762 mm oder mit einem Achsenabstand von 
über 2743 mm, aber unter Ausschluß von Maschinen, die be- 
sonders zur Fertigbearbeitung von Walzmaschinen-, Kalander- 
maschinen-, Druckmaschinen- und ähnlichen Maschinenteilen 
gebaut und nur hiefür verwendbar sind; 

b) Oberflächenschleifmaschinen mit rechteckigem Tisch mit einer 
Breite von über 610 mm oder einer Länge von über 1829 mm; 

©) Oberfläichenschleifmaschinen mit Rundtisch mit einem Tisch- 
durchmesser von über 914 mm, 

11. Maschinen zur Herstellung von Zahnrädern aller Art, deren Be- 
triebsdurchmesserkapazität 1524 mm übersteigt. 


12. Schmiedehämmer aller Art mit einem Bärgewicht von über 3,556 t. 


13. Schmiedemaschinen mit einem Stangenstockdurchmesser oder ent- 
sprechehden Durchschnitt von über 89 mm. 

14. Mechanische Pressen mit einem effektiven Betriebsdruck von über 
1016 t. 


15. Hydraulische Pressen mit einem effectiven Betriebsdruck von über 
1016 t. 


16. Prizisionslehrenbohrmaschinen mit einer seitlichen Verschiebung 
der Schneldevorrichtung gegenüber dem Werkstück (oder des Werk- 
stückes gegenüber der Schneldevorrichtung) von über 610 mm. 


Beer 


ca 


wa 
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GRUNDGESETZ 
für die Bundesrepublik Deutschland 
vom 23. Mai 1919 


Der Parlamentarische Rat hat am 23. Mai 1949 in Bonn am Rhein In 
öffentlicher Sitzung festgestellt, daß das am 8. Mai des Jahres 1949 vom 
Parlamentarischen Rat beschlossene Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland in der Woche vom 16. bis 22. Mai 1949 durch die Volks- 
vertretungen von mehr als zwei Dritteln der beteiligten deutschen Länder 
angenommen worden ist. 

Auf Grund dieser Feststellung hat der Parlamentarische Rat, vertreten 
durch seinen Präsidenten, das Grundgesetz ausgefertigt und verkündet. 

Das Grundgesetz wird hiermit gemäß Artikel 145 Absatz 3 im Bundes- 
gesetzblatt veröffentlicht: 

Im Bewußtsein seiner Verantwortung vor Gott und den Menschen, von 
dem Willen beseelt, seine nationale und staatliche Einheit zu wahren und 
als gleichberechtigtes Glied in einem vereinten Europa dem Frieden der 
Welt zu dienen, hat das deutsche Volk in den Ländern Baden, Bayern, 
Bremen, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rhein- 
land-Pfalz, Schleswig-Holstein, Württemberg-Baden und Württemberg- 
Hohenzollern, um dem staatlichen Leben für eine Übergangszeit eine neue 
Ordnung zu geben, kraft seiner verfassungsgebenden Gewalt dieses 
Grundgesetz der Bundesrepublilt Deutschland beschlossen. Es hat auch 
für jene Deutschen gehandelt, denen mitzuwirken versagt war. 

Das gesamte deutsche Volk bleibt aufgefordert, in freier Selbst- 
bestimmung die Einheit und Freiheit Deutschlands zu vollenden. 


I. Die Grundrechte 


Artikel 1 

1. Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu 
schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt. 

2. Das deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen und 
unveräußerlichen Menschenrechten als Grundlage jeder menschlichen 
Gemeinschaft, des Friedens und der Gerechtigkeit in der Welt. 

3. Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, Verwaltung 
und Rechtsprechung als unmittelbar geltendes Recht. 


Artikel 2 

1. Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, 
sowelt er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die 
verfassungsmäßige Ordnung oder das Sittengesetz verstößt. 

2. Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. Die 
Freiheit der Person ist unverletzlich, In diese Rechte darf nur auf Grund 
eines Gesetzes eingegriffen werden. 

Artikel 3 

1. Alle Menschen sind vor dem Gesetze gleich. 

2. Männer und Frauen sind gleichberechtigt. 

3. Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, 
seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines 
Glaubens, seiner religiösen oder politischen Anschauungen benachteiligt 
oder bevorzugt werden. 

Artikel 4 

1. Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des 
religiösen und weltanschaulichen Bekenntnisses sind unverletzlich. 

2. Die ungestörte Religionsausübung wird gewährleistet. 


3. Niemand darf gegen sein Gewissen zum Kriegsdienst mit der Waffe 
gezwungen werden. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz. 
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Artikel 5 


1. Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei 
zu äußern und zu verbreiten und sich aus allgemein zugänglichen Quellen 
ungehindert zu unterrichten, Die Pressefreiheit und die Freiheit der 
Berichterstattung durch Rundfunk und Film werden gewährleistet. Eine 
Zensur findet nicht statt. 

2. Diese Rechte finden ihre Schranken in den Vorschriften der 
allgemeinen Gesetze, den gesetzlichen Bestimmungen zum Schutze der 
Jugend und in dem Recht der persönlichen Ehre, 

3. Kunst und Wissenschaft, Forschung und Lehre sind frei. Die 
Freiheit der Lehre entbindet nicht von der Treue zur Verfassung. 


Artikel 6 


1. Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutze der staat- 
lichen Ordnung. 

2. Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der 
Eltern und die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung 
wacht die staatliche Gemeinschaft. 

3. Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten dürfen Kinder nur auf 
Grund eines Gesetzes von der Familie getrennt werden, wenn die 
Erziehungsberechtigten versagen oder wenn die Kinder aus anderen 
Gründen zu verwahrlosen drohen. 

4. Jede Mutter hat Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge der 
Gemeinschaft. 

5. Den unehelichen Kindern sind durch die Gesetzgebung die gleichen 
Bedingungen für ihre leibliche und seelische Entwicklung und ihre 
Stellung in der Gesellschaft zu schaffen wie den ehelichen Kindern. 


Artikel 7 


1. Das gesamte Schulwesen steht unter der Aufsicht des Staates. 

2. Die Erziehungsberechtigten haben das Recht, über die Tellnahme 
des Kindes am Religionsunterricht zu bestimmen. 

3. Der Religionsunterricht ist in den öffentlichen Schulen mit Aus- 
nahme der bekenntnisfreien Schulen ordentliches Lehrfach. Unbeschadet 
des staatlichen Aufsichtsrechtes wird der Religionsunterricht in Überein- 
stimmung mit den Grundsätzen der Rellgionsgemeinschaften erteilt. 
Kein Lehrer darf gegen seinen Willen verpflichtet werden, Religions- 
unterricht zu erteilen. 

4. Das Recht zur Errichtung von privaten Schulen wird gewährleistet. 
Private Schulen als Ersatz für öffentliche Schulen bedürfen der Genehmt- 
gung des Staates und unterstehen den Landesgesetzen. Die Genehmigung 
ist zu erteilen, wenn die privaten Schulen in ihren Lehrzielen und Bin- 
richtungen sowie in der wissenschaftlichen Ausbildung Ihrer Lehrkräfte 
nicht hinter den öffentlichen Schulen zurückstehen und eine Sonderung der 
Schüler nach den Besitzverhältnissen der Eltern nicht gefördert wird. Die 
Genehmigung ist zu versagen, wenn die wirtschaftliche und rechtliche 
Stellung der Lehrkräfte nicht genügend gesichert ist. 

5. Eine private Volksschule Ist nur zuzulassen, wenn die Unterrichts- 
verwaltung ein besonderes pädagogisches Interesse anerkennt oder, auf 
Antrag von Erziehungsberechtigten, wenn sie als Gemeinschaftsschule, als 
Bekenntnis- oder Weltanschauungsschule errichtet werden sollaund eine 
öffentliche Volksschule dieser Art in der Gemeinde nicht besteht. 

6. Vorschulen bleiben aufgehoben. 


Artikel 8 


1. Alle Deutschen haben das Recht, sich ohne Anmeldung oder 
Erlaubnis friedlich und ohne Waffen zu versammeln. 

2. Für Versammlungen unter freiem Himmel kann dieses Recht durch 
Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes beschränkt werden. 
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Artikel 9 


1. Alle Deutschen haben das Recht, Vereine und Gesellschaften zu 
bilden, 

2. Vereinigungen, deren Zwecke oder deren Tätigkeit den Straf- 
gesetzen zuwiderlaufen oder die sich gegen die verfassungsmäßige 
Ordnung oder gegen den Gedanken der Völkerverständigung richten, sind 
verboten. 

3. Das Recht, zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirt- 
schaftsbedifgungen Vereinigungen zu bilden, ist für jedermann und für 
alle Berufe gewährleistet. Abreden, die dieses Recht einschränken oder 
zu behindern suchen, sind nichtig, hierauf gerichtete Maßnahmen sind 
rechtswidrig. 

Artikel 10 


Das Briefgehelmnis sowie das Post- und Fernmeldegeheimnis sind 
unverletzlich. Beschränkungen dürfen nur auf Grund eines Gesetzes 
angeordnet werden, 

Artikel 11 


1. Alle Deutschen genießen Freizügigkeit im ganzen Bundesgebiet. 

2. Dieses Recht darf nur durch Gesetz und nur für die Fälle 
eingeschränkt werden, in denen eine ausreichende Lebensgrundlage nicht 
vorhanden ist und der Allgemeinheit daraus besondere Lasten entstehen 
würden und in denen es zum Schutze der Jugend vor Verwahrlosung, zur 
Bekimpfung von Seuchengefahr oder um strafbaren Handlungen vorzu- 
beugen, erforderlich ist. 

Artikel 12 


1. Alle Deutschen haben das Recht, Beruf, Arbeitsplatz und Aus- 
bildungsstätte frei zu wählen. Die Berufsausübung kann durch Gesetz 
geregelt werden. 

2. Niemand darf zu einer bestimmten Arbeit gezwungen werden, außer 
im Rahmen einer herkömmlichen allgemeinen, für alle gleichen öffent- 
lichen Dienstleistungspflicht. 

3. Zwangsarbeit Ist nur bei einer gerichtlich angeordneten Freiheits- 
entziehung zulässig. 

Artikel 13 


1. Die Wohnung ist unverletzlich. 

2. Durchsuchungen dürfen nur durch den Richter, bei Gefahr im Ver- 
zuge auch durch die in den Gesetzen vergesehenen anderen Organe 
angeordnet und nur in der dort vorgeschriebenen Form durchgeführt 
werden. 

3. Eingriffe und Beschränkungen dürfen im übrigen nur zur Abwehr 
einer gemeinen Gefahr oder einer Lebensgefahr für einzelne Personen, 
auf Grund eines Gesetzes auch zur Verhütung dringenuer Gefahren für 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung, insbesondere zur Behebung der 
Raumnot, zur Bekämpfung von Seuchengefahr oder zum Schutze gefähr- 
deter Jugendlicher vorgenommen werden. 


Artikel 14 


1. Das Eigentum und das Erbrecht werden gewährleistet, Inhalt und 
Schranken werden durch die Gesetze bestimmt. 

2. Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der 
Allgemeinheit dienen. 

3. Eine Enteignung ist nur zum Wohle der Allgemeinheit zulässig. 
Sie darf nur durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes erfolgen, das Art 
und Ausmaß der Entschädigung regelt. Die Entschädigung ist unter 
‚gerechter Abwägung der Interessen der Allgemeinheit und der Beteiligten 
zu bestimmen. Wegen der Höhe der Entschädigung steht im Streitfall 
der Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten offen. 


a 


N 
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Artikel 15 


Grund und Boden, Naturschätze und Produktionsmittel können zum 
Zwecke der Vergesellschaftung durch ein Gesetz, das Art und Ausmaß der 
Entschädigung regelt, in Gemelneigentum oder in andere Formen der 
Gemeinwirtschaft überführt werden. Für die Entschädigung gilt 
Artikel 14 Absatz 3 Satz 3 und 4 entsprechend 


Artikel 16 
1. Die deutsche Staatsangehörigkeit darf nicht entzogen werden. Der 
Verlust der Staatsangehörigkeit darf nur auf Grund eines Gesetzes und 
gegen den Willen des Betroffenen nur dann eintreten, wenn der Betroffene 
dadurch nicht staatenlos wird. 
2. Kein Deutscher darf an das Ausland ausgeliefert werden. Politisch 
Verfolgte genießen Asylrecht. 
Artikel 17 
Jedermann hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit 


anderen schriftlich mit Bitten oder Beschwerden an die zuständigen 
Stellen und an die Volksvertretung zu wenden. 


Artikel 18 


Wer die Freiheit der Meinungsäußerung, insbesondere die Presse- 
freiheit (Artikel 5 Absatz 1), die Lehrfreiheit (Artikel 5 Absatz 3), die 
Versammlungsfreiheit (Artikel 8), die Vereinigungsfreiheit (Artikel 9), 
das Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis (Artikel 10), das Eigentum 
(Artikel 14) oder das Asylrecht (Artikel 16 Absatz 2) zum Kampfe gegen 
die freiheitliche demokratische Grundordnung mißbraucht, verwirkt diese 
Grundrechte, Die Verwirkung und ihr Ausmaß werden durch das Bundes- 
verfassungsgericht ausgesprochen. 


Artikel 19 

1. Soweit nach diesem Grundgesetz ein Grundrecht durch Gesetz oder 
auf Grund eines Gesetzes eingeschränkt werden kann, muß das Gesetz 
allgemein und nicht nur für den Einzelfall gelten. Außerdem muß das 
Gesetz das Grundrecht unter Angabe des Artikels nennen. 

2. In keinem Fall darf ein Grundrecht in seinem Wesensgehalt 
angetastet werden. 

3. Die Grundrechte gelten auch für inländische juristische Personen, 
soweit sie ihrem Wesen nach auf diese anwendbar sind, 

4. Wird jemand durch die öffentliche Gewalt in seinen Rechten ver- 
letzt, so steht ihm der Rechtsweg offen. Sowelt eine andere Zuständigkeit 
nicht begründet ist, ist der ordentliche Rechtsweg gegeben. 


II. DER BUND UND DIE LÄNDER 


Artikel 20 

1. Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und 
sozialer Bundesstaat. 

2. Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird vom Volke in 
‘Wahlen und Abstimmungen und durch besondere Organe der Gesetz- 
gebung, der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung ausgeübt, 

3. Die Gesetzgebung ist an die verfassungsmäßige Ordnung, die voll- 
ziehende Gewalt und die Rechtsprechung sind an Gesetz und Recht 
gebunden. 


Artikel 21 
1.. Die Parteien wirken bei der politischen Willensbildung des Volkes 
mit. Ihre Gründung ist frei. Ihre innere Ordnung muß demokratischen 
Grundsätzen entsprechen. Sie müssen über die Herkunft ihrer Mittel 
öffentlich Rechenschaft geben. 
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2. Parteien, die nach ihren Zielen oder nach dem Verhalten ihrer 
Anhänger darauf ausgehen, die freiheitliche demokratische Grundordnung 
zu beeinträchtigen oder zu beseitigen oder den Bestand der Bundes- 
republik Deutschland zu gefährden, sind verfassungswidrig. Über die 
N der Verfassungswidrigkeit entscheidet das Bundesverfassungs- 
gericht. 


3. Das Nähere regeln Bundesgesetze. 


Artikel 22 
Die Bundesflagge ist schwarz-rot-gold, 


Artikel 23 


Dieses Grundgesetz gilt zunächst im Gebiete der Länder Baden, Bayern, 
Bremen, Groß-Berlin, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein- 
‚Westfalen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, Württemberg-Baden und 
Württemberg-Hohenzollern. In anderen Teilen Deutschlands ist es nach 
deren Beitritt in Kraft zu setzen. 


Artikel 24 


1. Der Bund kana durch Gesetz Hoheitsrechte auf zwischenstaatliche 
Einrichtungen übertragen. 


2. Der Bund kann sich zur Wahrung des Friedens einem System gegen- 
seitiger kollektiver Sicherheit einordnen; er wird hierbei in die Beschrän- 
kungen seiner Hoheitsrechte einwilligen, die eine friedliche und dauerhafte 
ET in Europa und zwischen den Völkern der Welt herbeiführen und 
sichern. 

3. Zur Regelung zwischenstaatlicher Streitigkeiten wird der Bund 
Vereinbarungen über eine allgemeine umfassende, obligatorische, inter- 
nationale Schiedsgerichtsbarkeit beitreten. 


Artikel 25 


Die allgemeinen Regeln des Völkerrechts sind Bestandteil des Bundes- 
rechtes. Sie gehen den Gesetzen vor und erzeugen Rechte und Pflichten 
unmittelbar für die Bewohner des Bundesgebietes. 


Artikel 26 


1. Handlungen, die geeignet sind und in der Absicht vorgenommen 
werden, das friedliche Zusammenleben der Völker zu stören, insbesondere 
die Führung eines Angriffskrieges vorzubereiten, sind verfassungswidrig. 
Sie sind unter Strafe zu stellen. 

2. Zur Kriegführung bestimmte Waffen dürfen nur mit Genehmigung 
der Bundesregierung hergestellt, befördert und In Verkehr gebracht 
werden. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz. 


Artikel 27 
Alle deutschen Kauffahrteischiffe bilden eine einheitliche Handelsflotte. 


Artikel 28 


1. Die verfassungsmäßige Ordnung in den Ländern muß den Grund- 
sätzen des republikanischen, demokratischen und sozialen Rechtsstaates 
im Sinne dieses Grundgesetzes entsprechen. In den Ländern, Kreisen 
und Gemeinden muß das Volk eine Vertretung haben, die aus allgemeinen, 
unmittelbaren, freien, gleichen und geheimen Wahlen hervorgegangen ist. 
In Gemeinden kann an die Stelle einer gewählten Körperschaft die 
Gemeindeversammlung treten. 

2. Den Gemeinden muß das Recht gewährleistet sein, alle Angelegen- 
heiten der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in eigener 
Verantwortung zu regeln. Auch die Gemeindeverbände haben im Rahmen 
ihres gesetzlichen’ Aufgabenbereiches nach Maßgabe der Gesetze das Recht 
der Selbstverwaltung. 


Sa 
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sı15 


Die Regelung der Kosten des Verfahrens und der außergerichtlichen 
Kosten bleibt der Gesetzgebung der Länder vorbehalten. 


$16 
Vertragshilfeverfahren, die vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung 
auf Grund des $ 21 des Umstellungsgesetzes eingeleitet worden sind, sind 
nach den Vorschriften dieser Verordnung weiterzuführen. 
317 
Der deutsche Wortlaut dieser Verordnung Ist maßgebend. 


sı8 
Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1949 in Kraft, 


IM AUFTRAGE DER ALLIIERTEN BANKKOMMISSION, 


ERSTE VERORDNUNG DER MILITÄRREGIERUNG ZUR AUS- 
FÜHRUNG DES GESETZES Nr. 59 
‚Wiedergutmachungsämter 

Auf Grund des Artikels 78 Abs, 1 des Rückerstattungsgesetzes wird 
verordnet: 5 
1 


Errichtung 
Die Wiedergutmachungsämter werden als Behörden der Länder Inner- 
halb der Justizverwaltung bei den Landgerichten für deren Bezirk er- 
richtet. > 
82 


Besetzung 

1. Die Wiedergutmachungsiimter werden mit einem Leiter und der 
erforderlichen Zahl von Mitgliedern besetzt. 

2. Der Leiter und die Mitglieder müssen die Befähigung zum Richter- 
amt oder zum höheren Verwaltungsdienst haben. Sie dürfen nicht als 
Berechtigte oder Rückerstattungspflichtige an Rückerstattungsverfahren 
beteiligt sein. 8 


Aufgaben 
Die Aufgaben des Wiedergutmachungsamtes werden vom Leiter oder 
von einem Mitglied wahrgenommen. 
84 
Unabhängigkeit 
Abgesehen von der Befugnis der Militärregierung zur Ergreifung be- 
liebiger Maßnahmen sind der Leiter und die Mitglieder eines Wiedergut- 
machungsamtes keiner Weisung und keinem Eingriff einer anderen Stelle, 
sondern nur dem Gesetz unterworfen. 


85 
Bestellung 
Der Leiter und die Mitglieder werden haupt- oder nebenamtlich von den 
Landesjustizverwaltungen bestellt. Die Bestellung erfolgt zunächst für die 
Zeit bis zum 31. Dezember 1949, sodann jeweils für ein Geschäftsjahr. 


86 
Beamtenrechtliche Stellung . 

1. Die Länder bestimmen, ob hauptamtliche Leiter und Mitglieder 
planmäßig oder außerplanmäßig bestellt werden. Die hauptamtlichen 
Leiter und Mitglieder können auch Beamte auf Widerruf sein. Die Länder 
bestimmen das Diensteinkommen. 
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2. Für nebenamtlich beschäftigte Leiter und Mitglieder bestimmen die 
Länder, ob, unter welchen Voraussetzungen und in welcher Höhe sie eine 
Vergütung und Ersatz ihrer Auslagen erhalten. 

3. Werden Rechtsanwälte nebenamtlich als Leiter oder Mitglieder von 
Wiedergutmachungsämtern beschäftigt, so können die Länder bestimmen, 
daß sie zu einem Bruchteil ihrer vollen Arbeitskraft zu dieser Dienst- 
leistung herangezogen werden. Im Falle einer solchen Bestimmung dürfen 
sie ihren Beruf als Rechtsanwalt weiter ausüben, haben sich jedoch jeder 
Tätigkeit in Rückerstattungssachen zu enthalten. 


4, Die in Abs. 1 bis 3 vorgesehenen Bestimmungen treffen die Landes- 
justizverwaltungen Im Einvernehmen mit den Finanzverwaltungen der 
Länder, soweit nicht Planstellen eingerichtet werden. 


87 
Dienstaufsicht 


Die Dienstaufsicht über die Wiedergutmachungsämter führen die 
Landesjustizverwaltungen. 
88 


Amtlicher Text 
Der deutsche Wortlaut dieser Verordnung ist der maßgebende Wortlaut. 


89 
Inkrafttreten 
Diese Verordnung tritt am 20. Juli 1949 in Kraft. 


IM AUFTRAGE DER MILITARREGIERUNG. 
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11. DURCHFÜUHRUNGSVERORDNUNG ZUM WÄHRUNGSGESETZ 
(Altgeldbestände von Dünemarkflüchtlingen) 


‚Auf Grund von $ 24 des Ersten Gesetzes zur Neuordnung des Geld- 
'wesens (Währungsgesetz) wird hiermit verordnet: 


81 
In Dänemark interniert gewesene Einwohner des Währungsgebletes 
können Altgeldbeträge, die ihnen bei der Internierung gegen Bescheinigung 
(Quittung) der Lagerleitung abgenommen worden waren, nach näherer 
Vorschrift der $$ 2-6 in Deutsche Mark umtauschen. Für je hundert 
Reichsmark solcher Altgeldbeträge werden sechseinhalb Deutsche Mark 
vergütet, 


82 
Zum Umtausch berechtigt sind nur solche Personen, die nach Deutsch- 
land erst nach Ablauf der in dem betreffenden deutschen Gebiet geltenden 
Frist für die Ablieferung von Altgeldnoten zurückgekehrt sind oder dort 
“ ihren Wohnsitz begründet haben. 


83 

Die im $ 1 Satz 2 bezeichnete Vergütung wird grundsätzlich nur gegen 

Ablieferung der umzutauschenden Altgeldbeträge gewährt. Von der Ab- 

lieferung kann abgesehen werden, wenn der Berechtigte glaubhaft macht, 

daß Ihm die bei der Internierung abgenommenen Altgeldbeträge nicht 

wieder ausgehändigt worden sind oder daß er sie nach dem 20. Juni 1948 
als wertlos vernichtet hat. 


Nr: 


Ya m 
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sa 
Der Umtausch kann bis zum 31. März 1950 beantragt werden. Später 
eingehende Anträge werden nicht mehr berücksichtigt. 


85 
Zuständig für den Umtausch ist die Landeszentralbank, in deren Ge- 
schäftsbezirk der Berechtigte seinen Wohnsitz hat, - 


86 

Die Landeszentralbank hat den umzutauschenden Reich&markbetrag 
auf der Bescheinigung oder Quittung über die Abnahme des Geldes zu ver- 
merken und das erste Blatt, der Kennkarte (des Personalausweises) des 
Berechtigten in der rechten oberen Ecke zu lochen. Umtauschantrüge von 
Personen, deren Kennkarte (Personalausweis) bereits an dieser Stelle ge- 
locht ist, sind zurückzuweisen. Dies gilt nicht, wenn der Antragsteller 
glaubhaft macht, daß die Kennkarte (der Personalausweis) bei der nach- 
träglichen Anmeldung eines Altgeldguthabens auf Grund einer Wieder- 
einsetzung in den vorigen Stand gegen die Versäumung der Frist des $ 10 
des Währungsgesetzes gelocht worden ist. 


87 
Die Bank deutscher Länder vergütet den Landeszentralbanken die nach 
den Vorschriften dieser Verordnung verausgabten Beträge und stellt sie 
auf der Passivseite Ihrer Umstellungsrechnung eln, 
88 
Die Landeszentralbanken haben die nach $ 3 abgelleferten Altgeldnoten 
unter Aufnahme eines Vernichtungsprotokolls zu vernichten. 
89 
Der deutsche Wortlaut dieser Verordnung Ist maßgebend. 
810 
Diese Verordnung tritt am 15. August 1949 in Kraft. 


IM AUFTRAGE DER ALLIIERTEN BANKKOMMISSION 





29. DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG ZUM UMSTELLUNGSGESETZ 
(Umstellungskosten) 


Auf Grund des $ 34 des Dritten Gesetzes zur Neuordnung des Geld- 
wesens (Umstellungsgesetz) wird verordnet: 


81 

1. Die Aufwendungen der Geldinstitute für die durch die Umstellung 
des Geldwesens bedingten zusätzlichen Arbeiten gelten als aus der Um- 
stellung des Geldwesens hervorgehende Verbindlichkeiten im Sinne von 
$ 11 des Umstellungsgesetzes. 

2. Die Geldinstitute sind berechtigt, für die Im Abs. 1 bezeichneten 
‚Aufwendungen in ihre Umstellungsrechnung nach näherer Vorschrift des 
$ 2 eine Rückstellung einzustellen (Rückstellung für Umstellungskosten). 

3. Die Vorschriften der Abs. 1 und 2 gelten sinngemäß für die Ver- 
sicherungsunternehmen und Bausparkassen. Sie gelten nicht für die Bank 
deutscher Länder und die Landeszentralbanken sowie für die Postscheck- 
ämter und Postsparkassen. 


82 


Als Rückstellung für Umstellungskosten sind ohne Rücksicht auf die 
tatsächliche Höhe dieser Unkosten einzustellen: 
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1. Von den Geldinstituten 
a) je Reichsmark-Abwicklungskonto (RAK): 


für die ersten fünfhundert RAK 5,— DM 
für die darauffolgenden fünfhundert RAK 4,— DM 
für alle weiteren RAK 3,— DM 


b) für jedes Kundenkonto, das zu einem Reichsmark- 
“  Abwicklungskonto bel einem anderen Geldinstitut 
gehört und für jedes Kundenkonto der Gruppe IV 
($ 1 Abs. 1 Ziff. 1, Buchst. d des Umstellungs- 
gesetzes): —,50 DM 
©) für jedes nach den Vorschriften des Umstellungs- 
gesetzes umzustellende Aktivkonto, dem als Gegen- 
posten Schuldverschreibungen oder Darlehen der im 
$ 22 des Umstellungsgesetzes bezeichneten Art 
gegenüberstehen: 3,50 DM 


2. Von den Versicherungsunternehmen: 

a) auf Lebensversicherungen, für die eine Prämien- 
reserve zu bilden ist, eine Deutsche Mark für je 
tausend Reichsmark bisherige Versicherungssumme, 
zuzüglich 0,25 Deutsche Mark je Versicherten und 
Versicherungsverhältnis, 

b) auf Lebensrückversicherungen mit Einzelaufgabe 
der rückversicherten Wagnisse 0,25 Deutsche Mark 
für je tausend Reichsmark bisherige Versicherungs- 
summe. 


Von den Bausparkassen für jeden Bausparvertrag, der 
nach den Vorschriften des Umstellungsgesetzes und 
den dazu erlassenen Durchführungsverordnungen um- 
zustellen ist: 


3 


83 


1. Die Bank deutscher Länder ist verpflichtet, jeweils denjenigen Teil 
ihrer jährlichen Zinseinnahmen aus den ihr zugeteilten 3%igen Aus- 
gleichsforderungen gegen die öffentliche Hand, der 2,5 v. H. übersteigt, 
solange an die Länder abzuführen, bis der Betrag der Ausgleichsforde- 
rungen, die durch Rückstellungen gemäß $ 2 entstanden sind, zuzüglich 
der Zinsen, die darauf unter Berücksichtigung der im Abs. 3 vorgesehenen 
Tilgung entfallen, erreicht ist. 


2. Der Anteil jedes Landes an dem nach Abs. 1 abzuführenden Betrage 
bemißt sich nach dem Verhältnis, in dem die in diesem Land durch Rück- 
stellungen gemiß $ 2 entstandenen Ausgleichsforderungen zuzüglich der 
Jahreszinsen, die darauf unter Berücksichtigung der im Abs. 3 vor- 
gesehenen Tilgung entfallen, zu dem Gesamtbetrag der in den Ländern des 
Währungsgebietes durch solche Rückstellungen entstandenen Ausgleichs- 
forderungen zuzüglich entsprechend berechneter Zinsen steht, 


3. Die Länder sind verpflichtet, die von der Bank deutscher Länder an 
sie abgeführten Beträge abzüglich der nach Abs. 2 berechneten Jahres. 
zinsen für die durch Rückstellungen gemäß $ 2 entstandenen Ausgleichs- 
forderungen unverzüglich zur Tilgung der Ausgleichsforderungen der 
Geldinstitute, Versicherungsunternehmen und Bausparkassen zu ver- 
wenden. Der Anteil jedes dieser Unternehmen an dem insgesamt zur 
Tilgung zur Verfügung stehenden Beträge bemißt sich nach dem Ver- 
hältnis, in dem die durch Rückstellungen gemäß $ 2 entstandene Aus- 
gleichsforderung dieses Unternehmens zu dem Gesamtbetrage der Aus- 
gleichsforderungen steht, die in dem betreffenden Land durch solche Rück- 
‚stellungen entstanden sind. Soweit die einem Unternehmen zugeteilte Aus- 
gleichsforderung auf die Landeszentralbank übergegangen ist, ist der auf 
das Unternehmen entfallende Tilgungsbetrag zuerst zur Tilgung dieses Teils 
der Ausgleichsforderung zu verwenden. 
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84 
Der deutsche Wortlaut dieser Verordnung ist maßgebend, 


85 
Diese Verordnung tritt am 18. Juli 1949 In Kraft, 
IM AUFTRAGE DER ALLIIERTEN BANKKOMMISSION 





830. DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG ZUM UMSTELLUNGSGESETZ 


(Verordnung über die Ausgleichsforderung der Grundkreditanstalten, 
Kommunalkreditanstalten, Schiffsbeleihungsbanken und Ablösungs- 
anstalten) 

Auf Grund des $ 34 Abs. 4 In Verbindung mit $ 22 Abs. 2 Satz 2 des 
Dritten Gesetzes zur Neuordnung des Geldwesens (Umstellungsgesetz) 
wird verördnet: 

81 


1. Die Ausgleichsforderung, die einer Grundkreditanstalt, Kommunal- 
kreditanstalt, Schiffsbelelhungsbank oder Ablösungsanstalt zugeteilt wird, 
ist in Höhe des Betrages mit jährlich viereinhalb vom Hundert zu ver- 
zinsen, um den nach der Umstellungsrechnung die noch nicht fälligen 
Kapitalverbindlichkeiten des Geldinstituts aus den von ihm ausgegebenen 
Schuldverschreibungen und Schuldurkunden die deckungsfähigen Forde- 
rungen des Geldinstituts übersteigen. 

2. Die Höhe der Beträge, die nach Abs. 1 für die Feststellung des mit 
jährlich viereinhalb vom Hundert zu verzinsenden Teilbetrages der Aus-' _ 
gleichsforderung maßgebend sind, ist in der Umstellungsrechnung anzu- 

‚eben. 


3. Bei der Eintragung der Ausgleichsforderung ($ 11-Abs. 1 Satz 2 der 
Bankenverordnung) ist der mit jährlich viereinhalb vom Hundert zu ver- 
zinsende Teilbetrag der Ausgleichsforderung in dem Schuldbuch zu be- 
zeichnen. 

82 


1. Soweit für Schuldverschrelbungen oder Verpflichtungen aus Schuld- 
urkunden gesetzlich oder vertraglich eine Deckung unterhalten werden 
muß, darf die mit jährlich viereinhalb vom Hundert zu verzinsende Aus- 
‚glelchsforderung eines Geldinstituts der in $ 1 bezeichneten Art zum Nenn- 
wert als Deckung benutzt werden. 

2. Im übrigen können die Ausgleichsforderungen der Geldinstitute als 
vorläufige Deckung im Sinne des $ 6 Abs. 4 des Hypothekenbankgesetzes 
vom 13. Juli 1899 (RGBl. Seite 375) und entsprechender Vorschriften In 
anderen Gesetzen oder Verträgen verwandt werden. 


83 
Der deutsche Wortlaut dieser Verordnung ist maßgebend. 
84 
Diese Verordnung tritt am 18. Juli 1949 in Kraft. 


IM AUFTRAGE DER ALLIIERTEN BANKKOMMISSION 





31. DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG ZUM UMSTELLUNGSGESETZ 

(Reichsmarkverbindlichkeiten der Geldinstitute gegenüber Rechtsträgern 

der in $ 14 des Umstellungsgesetzes bezeichneten Art und Reichsmark- 
verbindlichkeiten der Reichsbank) 

Auf Grund des $ 34 des Dritten Gesetzes zur Neuordnung des Geld- 
wesens (Umstellungsgesetz) wird hiermit verordnet: 
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81 

1. Die Reichsmarkyerbindlichkeiten von Geldinstituten im "Währungs- 
gebiet gegenüber den in $ 14 des Umstellungsgesetzes bezeichneten Rechts- 
trägern erlöschen. Sie können jedoch in die Umstellungsrechnung ein- 
gesetzt werden, soweit sie nach dem 20. Juni 1948 in Deutscher Mark er- 
füllt worden sind. 

2. Verpflichtungen zur Abführung von Zins- und Filgungsbeträgen auf 
Kredite, die ein Geldinstitut treuhänderisch für Rechnung eines der in sı14 
des Umstellungsgesetzes bezeichneten Rechtsträger gegeben hat, sind 
nicht Reichsmarkverbindlichkeiten im Sinne des Abs. 1. 


82 

1. Die Vorschriften des $ 14 Ziff. 1, 2, 3 und 5 des ‚Umstellungsgesetzes 
gelten nicht für Reichsmarkverbindlichkeiten, bel denen die Voraus- 
setzungen des $ 1 der Zweiten Durchführungsverordnung zum Festkonto- 
gesetz vorliegen. e 

2. Die nach $ 2 Abs. 2 der Achten Durchführungsverordnung zum Um- 
stellungsgesetz erforderliche Bestätigung durch den Rechnungshof kann 
für Altgeldguthaben von Rechtsträgern der im $ 14 Ziff. 1, 2,3 und 5 des 
Umstellungsgesetzes bezeichneten Art noch bis zum Ablauf von drei 
Monaten nach Inkrafttreten dieser Verordnung beantragt werden. 


88 
Übernimmt eine Landeszentralbank Reichsmarkverbindlichkelten der 
Relchsbank, so gehen diese mit Wirkung vom 20. Juni 1948 auf die Landes- 
zentralbank über. 
84 


Der deutsche Wortlaut dieser Verordnung ist maßgebend. 


55 
Diese Verordnung tritt am 20. Juli 1949 in Kratt, 


IM AUFTRAGE DER ALLIIERTEN BANKKOMMISSION 





AMTSBLATT DER MILITARREGIERUNG — DEUTSCHLAND (BRITISCHE ZONE) 
Datum 10.9.49 Ausgabe Nr. 35 Teil 2 B—6 





3. Der Bund gewährleistet, daß die verfassungsmäßige Ordnung der 
Länder den Grundrechten und den Bestimmungen der Absätze 1 und 2 
entspricht. 


Artikel 29 


1. Das Bundesgebiet ist unter Berücksichtigung der landsmannschaft- 
lichen Verbundenheit, der geschichtlichen und kulturellen Zusammenhänge, 
der wirtschaftlichen Zweckmäßigkeit und des sozialen Gefüges durch 
Bundesgesetz neu zu gliedern. Die Neugliederung soll Länder schaffen, die 
nach Größe und Leistungsfählgkeit die ihnen obliegenden Aufgaben wirk- 
sam erfüllen können. 

2. In Gebietstellen, die bei der Neubildung der Länder nach dem 8. Mai 
1945 ohne Volksabstimmung ihre Landeszugehörigkeit geändert haben, 
kann binnen eines Jahres nach Inkrafttreten des Grundgesetzes durch 
Volksbegehren eine bestimmte Änderung, der über die Landeszugehörig- 
keit getroffenen Entscheidung gefordert werden. Das Volksbegehren bedarf 
der Zustimmung eines Zehntels der zu den Landtagen wahlberechtigten 
Bevölkerung. Kommt das Volksbegehren zustande, so hat die Bundes- 
regierung in den Gesetzentwurf über die Neugliederung eine Bestimmung 
über die Landeszugehörigkeit des Gebietsteiles aufzunehmen, 

3. Nach Annahme des Gesetzes ist in jedem Gebiete, dessen Landes- 
zugehörigkeit geändert werden soll, der Teil des Gesetzes, der dieses 
Gebiet betrifft, zum Volksentscheid zu bringen. Ist ein Volksbegehren nach 
Absatz 2 zustandegekommen, so ist in dem betreffenden Gebiete In jedem 
Falle ein Volksentscheid durchzuführen. 

4. Soweit dabel des Gesetz mindestens in einem Gebletsteil abgelehnt 
wird, ist es erneut bei dem Bundestage einzubringen. Nach erneuter Ver- 
abschledung bedarf es insoweit der Annahme durch Volksentscheid im 
gesamten Bundesgebiete. 

5. Bei einem Volksentscheide entscheidet die Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen, 

6. Das Verfahren regelt ein Bundesgesetz. Die Neugliederung soll vor 

„ Ablauf von drei Jahren nach Verkündung des Grundgesetzes und, falls sle 
als Folge des Beitrittes eines anderen Teiles von Deutschland notwendig 
wird, innerhalb von zwei Jahren nach dem Beitritt geregelt sein. 

7. Das Verfahren über jede sonstige Änderung des Gebietsbestandes 
der Länder regelt ein Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates 
und der Mehrheit der Mitglieder des Bundestages bedarf . 


Artikel 30 


Die Ausübung der staatlichen Befugnisse und die Erfüllung der staat- 
lichen Aufgaben ist Sache der Länder, soweit dieses Grundgesetz keine 
andere Regelung trifft oder zuläßt. 


Artikel 31 
Bundesrecht bricht Landesrecht. 


Artikel 32 

1. Die Pflege der Beziehungen zu auswärtigen Staaten ist Sache des 
Bundes. 

2. Vor dem Abschlusse eines Vertrages, der die besonderen Verhält- 
nisse eines Landes berührt, ist das Land rechtzeitig zu hören. 

3. Soweit die Länder für die Gesetzgebung zuständig sind, können sie 
mit Zustimmung der Bundesregierung mit auswärtigen Staaten Verträge 
abschließen. 


Artikel 33 2 


1. Jeder Deutsche hat in jedem Lande die gleichen staatsbürgerlichen 
Rechte und Pflichten. 
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2. Jeder Deutsche hat nach seiner Eignung, Befähigung und fachlichen 
Leistung gleichen Zugang zu jedem öffentlichen Amte. 

3. Der Genuß bürgerlicher und staatsbürgerlicher Rechte, die Zulassung 
zu Öffentlichen Ämtern sowie die im öffentlichen Dienste erworbenen 
Rechte sind unabhängig von dem religiösen Bekenntnis. Niemandem darf 
aus selner Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einem Bekenntnisse 
oder einer Weltanschauung ein Nachteil erwachsen. 


4. Die Ausübung hoheitsrechtlicher Befugnisse ist als ständige Auf- 
gabe in der Regel Angehörigen des öffentlichen Dienstes zu übertragen, 
die in einem öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis stehen, 


5. Das Recht des öffentichen Dienstes ist unter Berücksichtigung der 
hergebrachten Grundsätze des Berufsbeamtentums zu regeln. 


Artikel 34 
Verletzt jemand in Ausübung eines ihm anvertrauten öffentlichen 
Amtes die ihm einem Dritten gegenüber obliegende Amtspflicht, so trifft 
die Verantwortlichkelt grundsätzlich den Staat oder die Körperschaft, in 
deren Dienst er steht. Bel Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit bleibt der 
Rückgriff vorbehalten. Für den Anspruch auf Schadensersatz und für den 
Rückgriff darf der ordentliche Rechtsweg nicht ausgeschlossen werden. 


Artikel 35 


Alle Behörden des Bundes und der Länder leisten sich gegenseitig: 
Rechts- und Amtshilfe, 


Artikel 36 


Bei den obersten Bundesbehörden sind Beamte aus allen Ländern in 
angemessenem Verhältnis zu verwenden. Die bei den übrigen Bundes- 
behörden beschäftigten Personen sollen in der Regel aus dem Lande 
genommen werden, in dem tätig sind. 


Artikel 37 


1. Wenn ein Land die ihm nach dem Grundgesetze oder einem anderen. 
Bundesgesetze obliegenden Bundespflichten nicht erfüllt, kann die Bundes- 
regierung mit Zustimmung des Bundesrates die notwendigen Maßnahmen 
treffen, um das Land Im Wege des Bundeszwanges zur Erfüllung seiner 
Pflichten anzuhalten, 


2. Zur Durchführung des Bundeszwanges hat die Bundesregierung oder 


ihr Beauftragter das Welsungsrecht gegenüber allen Ländern und ihren 
Behörden. 


II. DER BUNDESTAG 


I Artikel 38 

1. Die Abgeordneten des Deutschen Bundestages werden in allgemeiner, 
unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl gewählt. Sie sind Ver- 
treter des ganzen Volkes, an Aufträge und Weisungen nicht gebunden 
und nur ihrem Gewissen unterworfen. 

2. Wahlberechtigt ist, wer das einundzwanzigste, wählbar, wer das 
fünfundzwanzigste Lebensjahr vollendet hat. 

3. Das Nähere bestimmt ein Bundesgesetz. 


Artikel 39 

1. Der Bundestag wird auf vier Jahre gewählt. Seine Wahlperiode 
endet vier Jahre nach dem ersten Zusammentritt oder mit seiner Auf- 
lösung. Die Neuwahl findet im letzten Vierteljahr der Wahlperiode statt, 
im Falle der Auflösung spätestens nach sechzig Tagen. 

2. Der Bundestag tritt spätestens am dreißigsten Tage nach der Wahl, 
jedoch nicht vor dem Ende der Wahlperiode des letzten Bundestages zu- 
sammen, 


nn) 


N 
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3. Der Bundestag bestimmt den Schluß und den Wiederbeginn seiner 
Sitzungen. Der Präsident des Bundestages kann ihn früher einberufen. Er 
ist hierzu verpflichtet, wenn ein Dritte] der Mitglieder, der Bundespräsident 
oder der Bundeskanzler es verlangen. 

Artikel 40 

1. Der Bundestag wählt seinen Präsidenten, dessen Stellvertreter und 
die Schriftführer. Er gibt sich eine Geschäftsordnung. 

2. Der Präsident übt das Hausrecht und die Polizeigewalt im Gebäude 


des Bundestages aus. Ohne seine Genehmigung darf in den Räumen des 
Bundestages keine Durchsuchung oder Beschlagnahme stattfinden. 


Artikel 41 


1. Die Wahlprüfung ist Sache des Bundestages. Er entscheidet auch, 
ob ein Abgeordneter des Bundestages die Mitgliedschaft verloren hat. 
„2. Gegen die Entscheidung des Bundestages ist die Beschwerde an 
das Bundesverfassungsgericht zulässig. 
3. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz, 


Artikel 42 


1. Der Bundestag verhandelt öffentlich. Auf Antrag eines Zehntels 
seiner Mitglieder oder auf Antrag der Bundesregierung kann mit Zwei- 
drittelmehrheit die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden. Über den Antrag 
wird In nichtöffentlicher Sitzung entschieden, 

2. Zu einem Beschlusse des Bundestages ist die Mehrheit der ab- 
gegebenen Stimmen erforderlich, soweit dieses Grundgesetz nicht anderes 
bestimmt. Für die vom Bundestage vorzunehmenden Wahlen kann die 
Geschäftsordnung Ausnahmen zulassen. 

3. Wahrheitsgetreue Berichte über die öffentlichen Sitzungen des 
Bundestages und seiner Ausschüsse bleiben von jeder Verantwortlichkeit 
frei; 


Artikel 43 
1. Der Bundestag und seine Ausschüsse können die Anwesenheit jedes 
Mitgliedes der Bundesregierung verlangen. 
2. Die Mitglieder des Bundesrates und der Bundesregierung sowie Ihre 
Beauftragten haben zu allen Sitzungen des Bundestages und seiner Aus- 
schüsse Zutritt. Sie müssen jederzeit gehört werden. 


Artikel 44 

1. Der Bundestag hat das Recht und auf Antrag eines Viertels seiner 
Mitglieder die Pflicht, einen Untersuchungsausschuß einzusetzen, der in 
öffentlicher Verhandlung die erforderlichen Beweise erhebt. Die Öffentlich- 
keit kann ausgeschlossen werden. 

2. Auf Beweiserhebungen finden die Vorschriften über den Strafprozeß 
sinngemäß Anwendung. Das Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis bleibt 
unberührt. 

3. Gerichte und Verwaltungsbehörden sind zur Rechts- und Amtshilfe 
verpflichtet. 

4. Die Beschlüsse der Untersuchungsausschüsse sind der richterlichen 
Erörterung entzogen. In der Würdigung und Beurteilung des der Unter- 
suchung zugrunde liegenden Sachverhaltes sind die Gerichte frei. 


Artikel 45 

1. Der Bundestag bestellt einen ständigen Ausschuß, der die Rechte 
des Bundestages gegenüber der Bundesregierung zwischen zwei Wahl- 
perioden zu wahren hat. Der ständige Ausschuß hat auch die Rechte eines 
Untersuchungsausschusses. 

2. Weitergehende Befugnisse, insbesondere das Recht der Gesetz- 
gebung, der Wahl des Bundeskanzlers und der Anklage des Bundes- 
präsidenten stehen dem ständigen Ausschuß nicht zu. 
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Artikel 46 . 

1. Ein Abgeordneter darf zu keiner Zeit wegen seiner Abstimmung 
oder wegen einer Äußerung, die er im Bundestage oder in einem seiner 
Ausschüsse getan hat, gerichtlich oder dienstlich verfolgt oder sonst 
außerhalb des Bundestages zur Verantwortung gezogen werden, Dies gilt 
nicht für verleumderische Beleidigungen. 

2. Wegen einer mit Strafe bedrohten Handlung darf ein Abgeordneter 
nur mit Genehmigung des Bundestages zur Verantwortung gezogen oder 
verhaftet werden, es sei denn, daß er bei Begehung der Tat oder im Laufe 
des folgenden Tages festgenommen wird. 

3. Die Genehmigung des Bundestages ist ferner bei jeder anderen 
Beschränkung der persönlichen Freiheit eines Abgeordneten oder zur Ein- 
leitung eines Verfahrens gegen einen Abgeordneten gemäß Artikel 18 er- 
forderlich. 

4. Jedes Strafverfahren und jedes Verfahren gemäß Artikel 18 gegen 
einen Abgeordneten, jede Haft und jede sonstige Beschränkung seiner 
persönlichen Freiheit sind auf Verlangen des Bundestages auszusetzen. 


Artikel 47 


Die Abgeordneten sind berechtigt, über Personen, die ihnen in ihrer 
Eigenschaft als Abgeordnete oder denen sie in dieser Eigenschaft Tat- 
sachen anvertraut haben, sowie über diese Tatsachen selbst das Zeugnis 
zu verweigern, Soweit dieses Zeugnisverweigerungsrecht reicht, ist die 
Beschlagnahme von Schriftstücken unzulässig. 

Artikel 48 

1. Wer sich um einen Sitz im Bundestag bewirbt, hat Anspruch auf 
den zur Vorbereitung seiner Wahl erforderlichen Urlaub. 

2. Niemand darf gehindert werden, das Amt eines Abgeordneten zu 
übernehmen und auszuüben. Eine Kündigung oder Entlassung aus diesem 
Grunde ist unzulässig. 

3. Die Abgeordneten haben Anspruch auf eine angemessene, Ihre 


Unabhängigkeit sichernde Entschädigung. Sie haben das Recht der freien 
Benutzung aller staatlichen Verkehrsmittel. Das Nähere regelt ein Bundes- 


gesetz, 
Artikel 49 
Für dio Mitglieder des Präsidiums und des ständigen Ausschusses sowie 


für deren erste Stellvertreter gelten die Artikel 46, 47 und die Absätze 2 
und 3 des Artikels 48 auch für die Zeit zwischen zwei Wahlperioden. 


IV. DER BUNDESRAT 


Artikel 50 
Durch den Bundesrat wirken die Länder bei der Gesetzgebung und 
Verwaltung des Bundes mit. 


Artikel 51 

1. Der Bundesrat besteht aus Mitgliedern der Regierungen der Länder, 
die sie bestellen und abberufen. Sie können durch andere Mitglieder ihrer 
Regierungen vertreten werden. 

2. Jedes Land hat mindestens drei Stimmen, Länder mit mehr als zwei 
Millionen Einwohner haben vier, Länder mit mehr als sechs Millionen 
Einwohner fünf Stimmen. 

3. Jedes Land känn so viele Mitglieder entsenden, wie es Stimmen hat. 
Die Stimmen eines Landes können nur einheitlich und nur durch anwesende 
Mitglieder oder deren Vertreter abgegeben werden. 


Artikel 52 
1. Der Bundesrat wählt seinen Präsidenten auf ein Jahr. 
2. Der Präsident beruft den Bundesrat ein. Er hat ihn einzuberufen, 


hy 


& 
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wenn die Vertreter von mindestens zwei Ländern oder die Bundesregierung 
es verlangen. 

3. Der Bundesrat faßt seine Beschlüsse mit mindestens der Mehrheit 
seiner Stimmen. Er gibt sich eine Geschäftsordnung. Er verhandelt 
öffentlich. Die Öffentlichkeit kann ausgeschlossen werden, 


4. Den Ausschüssen des Bundesrates können andere Mitglieder oder 
Beauftragte der Regierungen der Länder angehören. 


Artikel 53 


Die Mitglieder der Bundesregierung haben das Recht und auf Verlangen 
die Pflicht, an den Verhandlungen des Bundesrates und seiner Ausschüsse 
teilzunehmen. Sie müssen jederzeit gehört werden. Der Bundesrat ist von 
der Bundesregierung über die Führung der Geschäfte auf dem Laufenden 
zu halten. 


V. DER BUNDESPRÄSIDENT 


Artikel 54 


1. Der Bundespräsident wird ohne Aussprache von der Bundesver- 
sammlung gewählt. Wählbar ist jeder Deutsche, der das Wahlrecht zum 
Bundestage besitzt und das vierzigste Lebensjahr vollendet hat. 


2. Das Amt des Bundespräsidenten dauert fünf Jahre. Anschließende 
Wiederwahl ist nur einmal zulässig. 

3, Die Bundesversammlung besteht aus den Mitgliedern des Bundes- 
tages und einer gleichen Anzahl von Mitgliedern, die von den Volksver- 
tretungen der Länder nach den Grundsätzen der Verhältniswahl gewählt 
werden. 

4. Die Bundesversammlung tritt spätestens dreißig Tage vor Ablauf 
der Amtszeit des Bundespräsidenten, bei vorzeitiger Beendigung 
spätestens dreißig Tage nach diesem Zeitpunkte zusammen. Sie wird von 
dem Präsidenten des Bundestages einberufen. 

5. Nach Ablauf der Wahlperiode beginnt die Frist des Absatzes 4 
Satz 1 mit dem ersten Zusammentritt des Bundestages. 

6. Gewählt ist, wer die Stimmen der Mehrheit der Mitglieder der 
Bundesversammlung erhält. Wird diese Mehrheit in zwei Wahlgängen von 
keinem Bewerber erreicht, so ist gewählt, wer in einem weiteren Wahlgang 
die meisten Stimmen auf sich vereinigt. 


7. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz. 


Artikel 55 


1. Der Bundespräsident darf weder der Regierung noch einer gesetz- 
gebenden Körperschaft des Bundes oder eines Landes angehören. 


2. Der Bundespräsident darf kein anders besoldetes Amt, kein Gewerbe 
und keinen Beruf ausüben und weder der Leitung noch dem Aufsichtsrate 
eines auf Erwerb gerichteten Unternehmers angehören, 


Artikel 56 


Der Bundespräsident leistet bei seinem Amtsantritt vor den ver- 
sammelten Mitgliedern des Bundestages und des Bundesrates folgenden Eid: 
„Ich schwöre, daß ich meine Kraft dem Wohle des deutschen Volkes 
widmen, seinen Nutzen mehren, Schaden von ihm wenden, das 
Grundgesetz und die Gesetze des Bundes wahren und verteidigen, 
meine Pflichten gewissenhaft erfüllen und Gerechtigkeit gegen 
jedermann üben werde. So wahr mir Gott helfe.“ 


Der Eid kann auch ohne religiöse Beteuerung geleistet ‚werden. 
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Artikel 57 
Die Befugnisse des Bundespräsidenten werden im Falle seiner Ver- 


hinderung oder bei vorzeitiger Erledigung des Amtes durch den Präsidenten 
des Bundesrates wahrgenommen. 


Artikel 58 
Anordnungen und Verfügungen des Bundespräsidenten bedürfen zu 
ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung durch den Bundeskanzler oder durch 
den zuständigen Bundesminister. Dies gilt nicht für die Ernennung und 
Entlassung des Bundeskanzlers, die Auflösung des Bundestages gemäß 
Artikel 68 und das Ersuchen gemäß Artikel 69 Absatz 3. 


Artikel 59 

1. Der Bundespräsident vertritt den Bund völkerrechtlich. Er schließt 
im Namen des Bundes die Verträge mit auswärtigen Staaten. Er beglaubigt 
und empfängt die Gesandten, 

2. Verträge, welche die politischen Beziehungen des Bundes regeln oder 
sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung beziehen, bedürfen der Zu- 
stimmung oder der Mitwirkung der jeweils für die Bundesgesetzgebung 
zuständigen Körperschaften in der Form eines Bundesgesetzes. Für Ver- 


waltungsabkommen gelten die Vorschriften über die Bundesverwaltung 
entsprechend. 


Artikel 60 
1. Der Bundespräsident ernennt und entläßt die Bundesrichter und die 
Bundesbeamten, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, 
2. Er übt im Einzelfalle für den Bund das Begnadigungsrecht aus. 
3. Er kann diese Befugnisse auf andere Behörden übertragen. 


4. Die Absätze 2 bis 4 des Artikels 48 Anden auf den Bundespräsidenten 
entsprechende Anwendung. 


Artikel 61 

1. Der Bundestag oder der Bundesrat können den Bundespräsidenten 
wegen vorsätzlicher Verletzung des Grundgesetzes oder eines anderen 
Bundesgesetzes vor dem Bundesverfassungsgericht anklagen. Der Antrag 
auf Erhebung der Anklage muß von mindestens einem Viertel der Mit- 
glieder des Bundestages oder einem Viertel der Stimmen des Bundesrates 
gestellt werden. Der Beschluß auf Erhebung der Anklage bedarf der Mehr- 
heit von zwei Dritteln der Mitglieder des Bundestages oder von zwei Dritteln 
der Stimmen des Bundesrates. Die Anklage wird von einem Beauftragten 
der anklagenden Körperschaft vertreten werden. 

2. Stellt das Bundesverfassungsgericht fest, daß der Bundespräsident 
einer vorsätzlichen Verletzung des Grundgesetzes oder eines anderen 
Bundesgesetzes schuldig ist, so kann es ihn des Amtes für verlustig 
erklären. Durch einstweilige Anordnung kann es nach der Erhebung der 
Anklage bestimmen, daß er an der Ausübung seines Amtes verhindert ist. 


VI. DIE BUNDESREGIERUNG 


Artikel 62 


Die Bundesregierung besteht aus dem Bundeskanzler und aus den 
Bundesministern. 


Artikel 63 

1. Der Bundeskanzler wird auf Vorschlag des Bundespräsidenten vom 
Bundestage ohne Aussprache gewählt. 

2. Gewählt ist, wer die Stimmen der Mehrheit der Mitglieder des 
Bundestages auf sich vereinigt. Der Gewählte ist vom Bundespräsidenten 
zu ernennen, 

3. Wird der Vorgeschlagene nicht gewählt, so kann der Bundestag 
binnen vierzehn Tagen nach dem Wahlgange mit mehr als der Hälfte 
seiner Mitglieder einen Bundeskanzler wählen. 


e 
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4. Kommt eine Wahl innerhalb dieser Frist nicht zustande, so findet 
unverzüglich ein neuer Wahlgang statt, in dem gewählt ist, wer die 
meisten Stimmen erhält. Vereinigt der Gewählte die Stimmen der Mehrheit 
der Mitglieder des Bundestages auf sich, so muß der Bundespräsident Ihn 
binnen sieben Tagen nach der Wahl ernennen. Erreicht der Gewählte diese 
Mehrheit nicht, so hat der Bundespräsident binnen sieben Tagen entweder 
ihn zu ernennen oder den Bundestag aufzulösen. 


Artikel 64 
1. Die Bundesminister werden auf Vorschlag des Bundeskanzlers vom 
Bundespräsidenten ernannt und entlassen. 


2. Der Bundeskanzler und die Bundesminister leisten bei der Amts- 
übernahme vor dem Bundestage den in Artikel 56 vorgesehenen Eid, 


Artikel 65 
Der Bundeskanzler bestimmt die Richtlinien der Politik und trägt da- 
für die Verantwortung. Innerhalb dieser Richtlinien leitet jeder Bundes- 
minister selnen Geschäftsbereich selbständig und unter eigener Verant- 
wortung. Über Meinungsverschiedenheiten zwischen den Bundesministern 
entscheidet die Bundesregierung. Der Bundeskanzler leitet ihre Geschäfte 
nach einer von der Bundesregierung beschlossenen und vom Bundes- 
präsidenten genehmigten Geschäftsordnung. 
Artikel 66 
Der Bundeskanzler und die Bundesminister dürfen keln anderes besol- 
detes Amt, kein Gewerbe und keinen Beruf ausliben und weder der Leitung 
noch ohne Zustimmung des Bundestages dem Aufsichtsrate eines auf 
Erwerb gerichteten Unternehmens angehören. 


Artikel 67 
1. Der Bundestag kann dem Bundeskanzler das Mißtrauen nur dadurch 
aussprechen, daß er mit der Mehrheit seiner Mitglieder einen Nachfolger 
wählt und den Bundespräsidenten ersucht, den Bundeskanzler zu entlassen. 
Der Bundespräsident muß dem Ersuchen entsprechen und den Gewählten 
ernennen. 
2. Zwischen dem Antrage und der Wahl müssen achtundvierzig Stunden 


liegen. 
Artikel 68 

1. Findet ein Antrag des Bundeskanzlers, ihm das Vertrauen auszu- 
sprechen, nicht die Zustimmung der Mehrheit der Mitglieder des Bundes- 
tages, so kann der Bundespräsident auf Vorschlag des Bundeskanzlers 
binnen einundzwanzig Tagen den Bundestag auflösen. Das Recht zur Auf- 
lösung erlischt, sobald der Bundestag mit der Mehrheit seiner Mitglieder 
einen anderen Bundeskanzler wählt. 

2. Zwischen dem Antrage und der Abstimmung müssen achtundvierzig 
Stunden liegen. 

Artikel 69 

1. Der Bundeskanzler ernennt einen Bundesminister zu selnem Stell- 
vertreter. 

2. Das Amt des Bundeskanzlers oder eines Bundesministers endigt in 
jedem Falle mit dem Zusammentritt eines neuen Bundestages, das Amt 
eines Bundesministers auch mit jeder anderen Erledigung des Amtes des 
Bundeskanzlers. 

3. Auf Ersuchen des Bundespräsidenten ist der Bundeskanzler, auf 
Ersuchen des Bundeskanzlers oder des Bundespräsidenten ein Bundes- 
minister verpflichtet, die Geschäfte bis zur Ernennung seines Nachfolgers 
weiterzuführen. " 


VL DIE GESETZGEBUNG DES BUNDES 


Artikel 70 


1. Die Länder haben das Recht der Gesetzgebung, soweit dieses Grund- 
gesetz nicht dem Bunde Gesetzgebungsbefugnisse verleiht. 
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2. Die Abgrenzung der Zuständigkeit zwischen Bund und Ländern 
bemißt sich nach den Vorschriften dieses Grundgesetzes über die aus- 
schließliche und die konkurrierende Gesetzgebung. 


Artikel 71 
Im Bereiche der ausschließlichen Gesetzgebung des Bundes haben die 
Länder die Befugnis zur Gesetzgebung nur, wenn und soweit sie hierzu in 
einem Bundesgesetze ausdrücklich ermächtigt werden. 


Artikel 72 


1. Im Bereiche der konkurrierenden Gesetzgebung haben die Länder 
die Befugnis zur Gesetzgebung, solange und soweit der Bund von seinem 
Gesetzgebungsrechte keinen Gebrauch macht. 

2. Der Bund hat in diesem Bereiche das Gesetzgebungsrecht, soweit 
ein Bedürfnis nach bundesgesetzlicher Regelung besteht, well 

1) eine Angelegenheit durch die Gesetzgebung einzelner Länder nicht 
wirksam geregelt werden kann oder 

2) die Regelung einer Angelegenheit durch ein Landesgesetz die 
Interessen anderer Länder oder der Gesamtheit beeinträchtigen 
könnte oder 

» 3) die Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit, insbesodere die 

‘Wahrung der Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse über das 
‚Geblet eines Landes hinaus sie erfordert. 
Artikel 73 

Der Bund hat die ausschließliche Gesetzgebung über: 

1. die auswärtigen Angelegenheiten; 

2. die Staatsangehörigkeit im Bunde; 

3. die Freizügigkeit, das Paßwesen, die Ein- und Auswanderung und 
die Auslieferung; 

4. das Währungs-, Geld- und Münzwesen, Maße und Gewichte sowie 
‚die Zeitbestimmung; 

5. die Einheit des Zoll- und Handelsgebietes, die Handels- und Schift- 
fahrtsverträge, die Freizügigkeit des Warenverkehrs und den 
'Waren- und Zahlungsverkehr mit dem Auslande einschließlich des 
Zoll- und Grenzschutzes; 


6. die Bundeselsenbahnen und den Luftverkehr; 

7. das Post- und Fernmeldewesen; 

8. die Rechtsverhältnisse der im Dienste des Bundes und der bundes- 
unmittelbaren Körperschaften des öffentlichen Rechtes stehenden 
Personen; 

9. den gewerblichen Rechtsschutz, das Urheberrecht und das Ver- 
lagsrecht; - 


10. die Zusammenarbeit des Bundes und der Länder in der Kriminal- 
polizei und in Angelegenheiten des Verfassungsschutzes, die Bin- 
richtung eines Bundeskriminalpolizelamtes sowie die internationale 
Verbrecherbekämpfung; 

11. die Statistik für Bundeszwecke. 


Artikel 74 

Die konkurrierende Gesetzgebung erstreckt sich auf folgende Gebiete: 

1. das bürgerliche Recht, das Strafrecht und den Strafvollzug, die 
Gerichtsverfassung, das gerichtliche Verfahren, die Rechtsanwalt- 

‚schaft, das Notariat und die Rechtsberatung; 

das Personenstandswesen; 

das Vereins- und Versammlungsrecht; 

das Aufenthalts- und Niederlassungsrecht der Ausländer; 

. den Schutz deutschen Kulturgutes gegen Abwanderung in das 
Ausland; 

6. die Angelegenheiten der Flüchtlinge und Vertriebenen; 

7. die öffentliche Fürsorge; 

8. die Staatsangehörigkeit in den Ländern; 


men 


& 
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9. 
10. 


11. 


12. 


13. 


14. 


15. 


16. 


17. 


19, 


20. 


21. 


22. 
23. 


die Kriegsschäden und die Wiedergutmachung; 

die Versorgung der Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebenen, 
die Fürsorge für die ehemaligen Kriegsgefangenen und die Sorge 
für die Kriegsgräber; 

das Recht der Wirtschaft (Bergbau, Industrie, Energiewirtschaft, 
Handwerk, Gewerbe, Handel, Bank- und Börsenwesen, privatrecht- 
liches Versicherungswesen); 

das Arbeitsrecht einschließlich der Betriebsyerfassung, des Arbeits- 
schutzes und der Arbeitsyermittlung sowie die Sozialversicherung 
einschließlich der Arbeitslosenversicherung; 

die Förderung der wissenschaftlichen Forschung; 

das Recht der Enteignung, soweit sie auf den Sachgebieten der 
Artikel 73 und 74 in Betracht kommt; 

die Überführung von Grund und Boden, von Naturschätzen und 
Produktionsmitteln in Gemeineigentum oder in andere Formen der 
Gemeinwirtschaft; 

die Verhütung des Mißbrauchs wirtschaftlicher Machtstellung; 

die Förderung der land- und forstwirtschaftlichen Erzeugung, die 
Sicherung der Ernährung, die Ein- und Ausfuhr land- und forst- 
wirtschaftlicher Erzeugnisse, die Hochsee- und Küstenfischerei und 
den Küstenschutz; 


. den Grundstücksverkehr, das Bodenrecht und das landwirtschaft- 


liche Pachtwesen, das Wohnungswesen, das Siedlungs- und Heim- 
stättenwesen; 

die Maßnahmen gegen gemeingefährliche und übertragbare Krank- 
heiten bei Menschen und Tieren, die Zulassung zu ärztlichen und 
anderen Heilberufen und zum Heilgewerbe, den Verkehr mit Arz- 
neien, Heil- und Betäubungsmitteln und Giften; 

den Schutz beim Verkehr mit Lebens- und Genußmitteln sowie 
Bedarfsgegenständen, mit Futtermitteln, mit land- und forstwirt- 
schaftlichem Saat- und Pflanzgut und den Schutz der Bäume und 
Pflanzen gegen Krankheiten und Schädlinge; 

die Hochsee- und Küstenschiffahrt sowie die Seezeichen, die Binnen- 
schiffahrt, den Wetterdienst, die Seewasserstraßen und die dem 
allgemeinen Verkehr dienenden Binnenwasserstraßen; = 
den Straßenverkehr, das Kraftfahrwesen und den Bau und die 
Unterhaltung von Landstraßen des Fernyerkehrs; 

die Schienenbahnen, die nicht Bundeseisenbahnen sind, mit Aus- 
nahme der Bergbahnen. 


Artikel 75 


Der Bund hat das Recht, unter den Voraussetzungen des Artikels 72 
Rahmenvorschriften zu erlassen über: 


1. 


»on 


5. 


die Rechtsyerhältnisse der im öffentlichen Dienste der Länder, 
Gemeinden und anderen Körperschaften des öffentlichen Rechtes 
stehenden Personen; 

die allgemeinen Rechtsverhältnisse der Presse und des Films; 

das Jagdwesen, den Naturschutz und die Landschaftspflege; 

die Bodenverteilung, die Raumordnung und den Wasserhaushalt; 
das Melde- und Ausweiswesen, 


Artikel 76 


1. Gesetzesvorlagen werden beim Bundestage durch die Bundesregie- 
rung, aus der Mitte des Bundestages oder durch den Bundesrat eingebracht. 


2. Vorlagen der Bundesregierung sind zunächst dem Bundesrate zuzu- 


leiten. 


Der Bundesrat ist berechtigt, innerhalb von drei Wochen zu diesen 


Vorlagen Stellung zu nehmen. 


3. Vorlagen des Bundesrates sind dem Bundestage durch die Bundes- 
regierung zuzulelten. Sie hat hierbei ihre Auffassung darzulegen. 
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Artikel 77 

1. Die Bundesgesetze werden vom Bundestage beschlossen. Sie sind 
nach ihrer Annahme durch den Präsidenten des Bundestages unverzüglich 
dem Bundesrate zuzuleiten. 

2. Der Bundesrat kann binnen zwei Wochen nach Eingang des Gesetzes- 
beschlusses verlangen, daß ein aus Mitgliedern des Bundestages und des 
Bundesrates für die gemeinsame Beratung von Vorlagen gebildeter Aus- 
schuß einberufen wird. Die Zusammensetzung und das Verfahren dieses 
Ausschusses regelt eine Geschäftsordnung, die vom Bundestag beschlossen 
wird und der Zustimmung des Bundesrates bedarf. Die in diesen Ausschuß 
entsandten Mitglieder des Bundesrates sind nicht an Weisungen gebunden, 
Ist zu einem Gesetze die Zustimmung des Bundesrates erforderlich, so 
können auch der Bundestag und die Bundesregierung die Einberufung ver- 
langen. Schlägt der Ausschuß eine Änderung des Gesetzesbeschlusses vor, 
so hat der Bundestag erneut Beschluß zu fassen, 

3. Soweit zu einem Gesetze die Zustimmung des Bundesrates nicht 
erforderlich ist, kann der Bundesrat, wenn das Verfahren nach Absatz 2 
beendigt ist, gegen ein vom Bundestage beschlossenes Gesetz binnen einer 
‘Woche Einspruch einlegen. Die Einspruchsfrist beginnt im Falle des Ab- 
satzes 2, letzter Satz, mit dem Eingange des vom Bundestage erneut 
gefaßten Beschlusses, in allen anderen Fällen mit dem Abschlusse des 
Verfahrens vor dem in Absatz 2 vorgesehenen Ausschusse. 

4. Wird der Einspruch mit der Mehrheit der Stimmen des Bundesrates 
beschlossen, so kann er durch Beschluß der Mehrheit der Mitglieder des 
Bundestages zurückgewiesen werden. Hat der Bundesrat den Einspruch 
mit einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln seiner Stimmen beschlos- 
‚sen, so bedarf die Zurückweisung durch den Bundestag einer Mehrheit von 
zwei Dritteln, mindestens der Mehrheit der Mitglieder des Bundestages. 


Artikel 78 


Ein vom Bundestage beschlossenes Gesetz kommt zustande, wenn der 
Bundesrat zustimmt, den Antrag gemäß Artikel 77 Absatz 2 nicht stellt, 
innerhalb der Frist des Artikels 77 Absatz 3 keinen Einspruch einlegt oder 
ihn zurücknimmt oder wenn der Einspruch vom Bundestage überstimmt 
wird, 

Artikel 79 

1. Das Grundgesetz kann nur durch ein Gesetz gelindert werden, das 
den Wortlaut des Grundgesetzes ausdrücklich ändert oder ergänzt. 

2. Ein solches Gesetz bedarf der Zustimmung von zwei Dritteln der 
Mitglieder des Bundestages und zwei Dritteln der Stimmen des Bundes- 
rates. 

3. Eine Änderung dieses Grundgesetzes, durch welche die Gliederung 
des Bundes in Länder, die grundsätzliche Mitwirkung der Länder bei der 
Gesetzgebung oder die in den Artikeln 1 und 20 niedergelegten Grundsätze 
berührt werden, ist unzulässig, 

Artikel 80 

1. Durch Gesetz können die Bundesregierung, ein Bundesminister oder 
die Landesregierungen ermächtigt werden, Rechtsverordnungen zu erlassen, 
Dabei müssen Inhalt, Zweck und Ausmaß der erteilten Ermächtigungen 
im Gesetz bestimmt werden. Die Rechtsgrundlage ist in der Verordnung 
anzugeben. Ist durch Gesetz vorgesehen, daß eine Ermächtigung weiter 
übertragen werden kann, so bedarf es zur Übertragung der Ermächtigung 
einer Rechtsverordnung. 

2. Der Zustimmung des Bundesrates bedürfen, vorbehaltlich ander- 
weltiger bundesgesetzlicher Regelung, Rechtsverordnungen der Bundes- 
regierung oder eines Bundesministers über Grundsätze und Gebühren für 
die Benutzung der Einrichtungen der Bundeselsenbahnen und des Post- 
und Fernmeldewesens, über den Bau und Betrieb der Eisenbahnen, sowie 
Rechtsverordnungen auf Grund von Bundesgesetzen, die der Zustimmung 
des Bundesrates bedürfen oder die von den Ländern im Auftrage des 
Bundes oder als eigene Angelegenheit ausgeführt werden. 
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Artikel 81 


1. Wird im Falle des Artikels 68 der Bundestag nicht aufgelöst, so 
kann der Bundespräsident auf Antrag der Bundesregierung mit Zustim- 
mung des Bundesrates für eine Gesetzesvorlage den Gesetzgebungsnot- 
stand erklären, wenn der Bundestag sie ablehnt, obwohl die Bundesregie- 
rung sie als dringlich bezeichnet hat: Das gleiche gilt, wenn eine Gesetzes- 
vorlage abgelehnt worden ist, obwohl der Bundeskanzler mit ihr den Antrag, 
des Artikels 68 verbunden hatte. 

2. Lehnt der Bundestag die Gesetzesvorlage nach Erklärung des Gesetz- 
gebungsnotstandes erneut ab oder nimmt er sie in einer für die Bundes- 
reglerung als unannehmbar bezeichneten Fassung an, so gilt das Gesetz 
als zustande gekommen, soweit der Bundesrat ihm zustimmt. Das gleiche 
gilt, wenn die Vorlage vom Bundestage nicht innerhalb von vier Wochen 
nach der erneuten Einbringung verabschiedet wird. 

3. Während der Amtszeit eines Bundeskanzlers kann auch jede andere 
vom Bundestage abgelehnte Gesetzesvorlage innerhalb einer Frist von 
sechs Monaten nach der ersten Erklärung des Gesetzgebungsnotstandes 
gemäß Absatz 1 und 2 verabschiedet werden. Nach Ablauf der Frist ist 
während der Amtszeit des gleichen Bundeskanzlers eine weitere Erklärung 
des Gesetzgebungsnotstandes unzulässig. 

4. Das Grundgesetz darf durch ein Gesetz, das nach Absatz 2 zustande 
kommt, weder geändert, noch ganz oder teilweise außer Kraft oder außer 
Anwendung gesetzt werden. 


Artikel 82 

1. Die nach den Vorschriften dieses Grundgesetzes zustande gekomme- 
nen Gesetze werden vom Bundespräsidenten nach Gegenzeichnung ausge- 
fertigt und im Bundesgesetzblatte verkündet, Rechtsverordnungen werden 
von der Stelle, die sie erläßt, ausgefertigt und, vorbehaltlich anderweltiger 
gesetzlicher Regelung, im Bundesgesetzblatte verkündet. 

2. Tedes Gesetz und jede Rechtsverordnung soll den Tag des Inkraft- 
tretens bestimmen. Fehlt eine solche Bestimmung, so treten sie mit dem 
vierzehnten Tage nach Ablauf des Tages in Kraft, an dem das Bundes- 
gesetzblatt ausgegeben worden Ist, 


VII. DIE AUSFÜHRUNG DER BUNDESGESETZE 
UND DIE BUNDESVERWALTUNG 


Artikel 83 


Die Linder führen die Bundesgesetze als eigene Angelegenheit aus, 
soweit dieses Grundgesetz nicht anderes bestimmt oder zuläßt. 


Artikel 84 

1. Führen die Länder die Bundesgesetze als eigene Angelegenheit aus, 
so regeln sie die Einrichtung der Behörden und das Verwaltungsverfahren, 
soweit nicht Bundesgesetze mit Zustimmung des Bundesrates etwas anderes 
bestimmen. 

2. Die Bundesregierung kann mit Zustimmung des Bundesrates allge- 
meine Verwaltungsvorschriften erlassen. 

3. Die Bundesregierung übt die Aufsicht darüber aus, daß die Länder 
die Bundesgesetze dem geltenden Rechte gemäß ausführen. Die Bundes- 
regierung kann zu diesem Zwecke Beauftragte zu den obersten Landes- 
behörden entsenden, mit deren Zustimmung und, falls diese Zustimmung 
versagt wird, mit Zustimmung des Bundesrates auch zu den nachgeordneten 
Behörden. 

4. Werden Mängel, die die Bundesregierung bei der Ausführung der 
Bundesgesetze in den Ländern festgestellt hat, nicht beseitigt, so beschließt 
auf Antrag der Bundesregierung oder des Landes der Bundesrat, ob das 
Land das Recht verletzt hat. Gegen den Beschluß’des Bundesrates kann 
das Bundesverfassungsgericht angerufen werden. 
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5. Der Bundesregierung kann durch Bundesgesetz, das der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf, zur Ausführung von Bundesgesetzen die Befugnis 
verliehen werden, für besondere Fälle Einzelweisungen zu erteilen, Sie 
‚sind, außer wenn die Bundesregierung den Fall für dringlich erachtet, an 
die obersten Landesbehörden zu richten. 


Artikel 85 


1. Führen die Länder die Bundesgesetze im Auftrage des Bundes aus, 
so bleibt die Einrichtung der Behörden Angelegenheit der Länder, soweit 
nınD Bundesgesetze mit Zustimmung des Bundesrates etwas anderes be- 
stimmen. 

2. Die Bundesregierung kann mit Zustimmung des Bundesrates allge- 
meine Verwaltungsvorschriften erlassen. Sie kann die einheitliche Aus- 
bildung der Beamten und Angestellten regeln. Die Leiter der Mittelbehörden 
sind mit ihrem Einvernehmen zu bestellen. 

3. Die Landesbehörden unterstehen den Weisungen der zuständigen 
obersten Bundesbehörden. Die Weisungen sind, außer wenn die Bundes- 
regierung es für dringlich erachtet, an die obersten Landesbehörden zu 
richten. Der Vollzug der Weisung Ist durch die obersten Landesbehörden 
sicherzustellen. 

4. Die Bundesaufsicht erstreckt sich auf Gesetzmäßigkeit und Zweck- 
mäßigkeit der Ausführung. Die Bundesregierung kann zu diesem Zwecke 
Bericht und Vorlage der Akten verlangen und Beauftragte zu allen Behör- 
den entsenden. 


Artikel 86 


Führt der Bund die Gesetze durch bundeseigene Verwaltung oder durch 
bundesunmittelbare Körperschaften oder Anstalten des öffentlichen Rechtes 
aus, so erläßt die Bundesregierung, sowelt nicht das Gesetz Besonderes 
vorschreibt, die allgemeinen Verwaltungsvorschriften. Sie regelt, soweit 
das Gesetz nicht anderes bestimmt, die Einrichtung der Behörden. 


Artikel 87 


1. In bundeseigener Verwaltung mit eigenem Verwaltungsunterbau 
werden geführt der Auswärtige Dienst, die Bundesfinanzverwaltung, die 
Bundeseisenbahnen, die Bundespost und nach Maßgabe des Artikels 89 die 
Verwaltung der Bundeswasserstraßen und der Schiffahrt. Durch Bundes- 
gesetz können Bundesgrenzschutzbehörden, Zentralstellen für das polizei- 
liche Auskunfts- und Nachrichtenwesen, zur Sammlung von Unterlagen 
für Zwecke des Verfassungsschutzes und für die Kriminalpolizei. einge- 
richtet werden. 

2. Als bundesunmittelbare Körperschaften des öffentlichen Rechtes 
werden diejenigen sozialen Versicherungsträger geführt, deren Zuständig- 
keitsbereich sich über das Gebiet eines Landes hinaus erstreckt. 

3. Außerdem können für Angelegenheiten, für die dem Bunde die 
Gesetzgebung zusteht, selbständige Bundesoberbehörden und neue bundes- 
unmittelbare Körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechtes durch 
Bundesgesetz errichtet werden. Erwachsen dem Bunde auf Gebieten, für 
die Ihm die Gesetzgebung zusteht, neue Aufgaben, so können bel dringen- 
dem Bedarf bundeseigene Mittel- und Unterbehörden mit Zustimmung des 
Bundesrates und der Mehrheit des Bundestages errichtet werden. 


Artikel 88 
Der Bund errichtet eine Währungs- und Notenbank als Bundesbank. 


Artikel 89 

1. Der Bund ist Eigentümer der bisherigen Reichswasserstraßen, 

2. Der Bund verwaltet die Bundeswasserstraßen durch eigene Behör- 
den. Er nimmt die über den Bereich eines Landes hinausgehenden staat- 
lichen Aufgaben der Binnenschiffahrt und die Aufgaben der Seeschiffahrt 
wahr, die ihm durch Gesetz übertragen werden. Er kann die Verwaltung 
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von Bundeswasserstraßen, soweit sie im Gebiete eines Landes liegen, die- 
sem Lande auf Antrag als Auftragsverwaltung übertragen. Berührt eine 
Wasserstraße das Gebiet mehrerer Länder, so kann der Bund das Land 
beauftragen, für das die beteiligten Länder es beantragen. 

3. Bei der Verwaltung, dem Ausbau und dem Neubau von Wasser- 
straßen sind die Bedürfnisse der Landeskultur und der Wasserwirtschaft 
im Einvernehmen mit den Ländern zu wahren, 


Artikel 90 


1. Der Bund ist der Eigentümer der bisherigen Reichsautobahnen und 
Reichsstraßen, 

2. Die Länder oder die nach Landesrecht zuständigen Selbstverwal- 
tungskörperschaften verwalten die Bundesautobahnen und sonstigen 
Bundesstraßen des Fernverkehrs im Auftrage des Bundes. 

3. Auf Antrag eines Landes kann der Bund Bundesautobahnen und 
sonstige Bundesstraßen des Fernverkehrs, soweit sie Im Gebiet dieses 
Landes liegen, in bundeseigene Verwaltung übernehmen, 


Artikel 91 


1. Zur Abwehr einer drohenden Gefahr für den Bestand oder die frei- 
heitliche demokratische Grundordnung des Bundes oder eines Landes kann 
ein Land die Polizeikräfte anderer Länder anfordern. 

2. Ist das Land, in dem die Gefahr droht, nicht selbst zur Beklimpfung 
der Gefahr bereit oder in der Lage, so kann die Bundesregierung die Pollzei 
in diesem Lande und die Polizeikräfte anderer Länder ihren Weisungen 
unterstellen. Die Anordnung ist nach Beseitigung der Gefahr, im übrigen 
jederzeit auf Verlangen des Bundesrates aufzuheben. 


IX. DIE RECHTSPRECHUNG 


Artikel 92 


Die rechtsprechende Gewalt Ist den Richtern anvertraut; sie wird durch 
das Bundesverfassungsgericht, durch das Oberste Bundesgericht, durch 
die in diesem Grundgesetze vorgesehenen Bundesgerichte und durch die 
Gerichte der Länder ausgeübt. 


Artikel 98 
1. Das Bundesverfassungsgericht entscheidet: 


1) über die Auslegung dieses Grundgesetzes aus Anlaß von Streitig- 
keiten über den Umfang der Rechte und Pflichten eines obersten 
Bundesorgans oder anderer Beteiligter, die durch dieses Grund- 
gesetz oder in der Geschäftsordnung eines obersten Bundesorgans 
mit eigenen Rechten ausgestattet sind; 
bei Meinungsverschiedenheiten oder Zweifeln über die förmliche 
und sachliche Vereinbarkeit von Bundesrecht oder Landesrecht 
mit diesem Grundgesetz oder die Vereinbarkeit von Landesrecht 
mit sonstigem Bundesrecht auf Antrag der Bundesregierung, 
einer Landesregierung oder eines Drittels der Mitglieder des 
Bundestages; 
3) bei Meinungsverschledenheiten über Rechte und Pflichten des 
Bundes und der Länder, insbesondere bei der Ausführung von 
Buniemecht durch die Länder und bei der Ausübung der Bundes- 
aufsicht; 
in anderen öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten zwischen dem 
Bunde und den Ländern, zwischen verschiedenen Ländern oder 
innerhalb eines Landes, soweit nicht ein anderer Rechtsweg ge- 
gegeben ist; 
5) in den übrigen in diesem Grundgesetze vorgesehenen Fällen. 

2. Das Bundesverfassungsgericht wird ferner in den ihm sonst durch 
Bundesgesetz zugewiesenen Fällen tätig. 
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Artikel 94 


1. Das Bundesverfassungsgericht besteht aus Bundesrichtern und 
anderen Mitgliedern. Die Mitglieder des ‚Bundesverfassungsgerichtes wer- 
den je zur Hälfte vom Bundestage und vom Bundesrate gewählt, Sie dürfen 
weder dem Bundestage, dem Bundesrate, der Bundesregierung noch ent- 
sprechenden Organen eines Landes angehören. 

2. Ein Bundesgesetz regelt seine Verfassung und das Verfahren und 
bestimmt, in welchen Fällen seine Entscheidungen Gesetzeskraft haben. 


Artikel 95 


1. Zur Wahrung der Einheit des Bundesrechts wird ein Oberstes 
Bundesgericht errichtet, 

2. Das Oberste Bundesgericht entscheidet in Fällen, deren Entscheidung 
für die Einheitlichkeit der Rechtsprechung der oberen Bundesgerichte von 
grundsätzlicher Bedeutung ist. 

3. Über die Berufung der Richter des Obersten Bundesgerichtes ent- 
scheidet der Bundesjustizminister gemeinsam mit einem Richterwahlaus- 
schuß, der aus den Landesjustizministern und einer gleichen Anzahl von 
Mitgliedern besteht, die vom Bundestage gewählt werden. 

4. Im übrigen werden die Verfassung des Obersten Bundesgerichts und 
seln Verfahren durch Bundesgesetz geregelt. 


Artikel 96 


1. Für das Gebiet der ordentlichen, der Verwaltungs-, der Finanz-, der 
‚Arbeits- und Sozialgerichtsbarkeit sind obere Bundesgerichte zu errichten. 

2. Auf die Richter der oberen Bundesgerichte findet Artikel 95 Absatz 3 
mit der Maßgabe Anwendung, daß an die Stelle des Bundesjustizministers 
und der Landesjustizminister die für das jeweilige Sachgebiet zuständigen 
Minister treten. Ihre Dienstverhältnisse sind durch besonderes Bundes- 
gesetz zu regeln. 

3. Der Bund kann für Dienststrafverfahren gegen Bundesbeamte und 
Bundesrichter Bundesdienststrafgerichte errichten, 


Artikel 97 


1. Die Richter sind unabhängig und nur dem Gesetze unterworfen. 

2. Die hauptamtlich und planmäßig endgültig angestellten Richter 
können wider ihren Willen nur kraft richterlicher Entscheidung und nur 
aus Gründen und unter den Formen, welche die Gesetze bestimmen, vor 
Ablauf ihrer Amtszeit entlassen oder dauernd oder zeitweise ihres Amtes 
enthoben oder an eine andere Stelle oder in den Ruhestand versetzt werden. 
Die Gesetzgebung kann Altersgrenzen festsetzen, bei deren Erreichung auf 
Lebenszeit angestellte Richter in den Ruhestand treten. Bei Veränderung 
der Einrichtung der Gerichte oder Ihrer Bezirke können Richter an ein 
anderes Gericht versetzt oder aus dem Amte entfernt werden, jedoch nur 
unter Belassung des vollen Gehaltes, 


Artikel 98 


1. Die Rechtsstellung der Bundesrichter ist durch besonderes Bundes- 
gesetz zu regeln. 

2. Wenn ein Bundesrichter im Amte oder außerhalb des Amtes gegen 
die Grundsätze des Grundgesetzes oder gegen die verfassungsmäßige Ord- 
nung eines Landes verstößt, so kann das Bundesverfassungsgericht mit 
Zweidrittelmehrheit auf Antrag des Bundestages anordnen, daß der Richter 
in ein anderes Amt oder in den Ruhestand zu versetzen ist. Im Falle eines 
vorsätzlichen Verstoßes kann auf Entlassung erkannt werden. 

3. Die Rechtsstellung der Richter in den Ländern ist durch besondere 
Landesgesetze zu regeln. Der Bund kann Rahmenvorschriften erlassen. 
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4. Die Länder können bestimmen, daß über die Anstellung der Richter 
in den Ländern der Landesjustizminister gemeinsam mit einem Richter- 
wahlausschuß entscheidet. 

5. Die Länder können für Landesrichter eine Absatz 2 entsprechende 
Regelung treffen. Geltendes Landesverfassungsrecht bleibt unberührt, Die 
Entscheidung über eine Richteranklage steht dem Bundesyerfassungs- 
gericht zu. 

Artikel 99 


Dem Bundesverfassungsgericht kann durch Landesgesetz die Ent- 
scheidung von Verfassungsstreitigkeiten innerhalb eines Landes, den 
oberen Bundesgerichten für den letzten Rechtszug die Entscheidung in 
solchen Sachen zugewiesen werden, bei denen es sich um die Anwendung 
von Landesrecht handelt. 


Artikel 100 


1. Hält das Gericht ein Gesetz, auf dessen Gültigkeit es bei der Ent- 
scheldung ankommt, für verfassungswidrig, so ist das Verfahren auszu- 
setzen und, wenn es sich um die Verletzung der Verfassung eines Landes 
handelt, die Entscheidung des für Verfassungsstreitigkeiten zuständigen 
Gerichtes des Landes, wenn es sich um die Verletzung dieses Grundgesetzes 
handelt, die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes einzuholen. Dies 
gilt auch, wenn es sich um die Verletzung dieses Grundgesetzes durch 
Landesrecht oder um die Unvereinbarkelt eines Landesgesetzes mit einem 
Bundesgesetze handelt. 

2. Ist in einem Rechtsstreite zweifelhaft, ob eine Regel des Völker- 
rechtes Bestandteil des Bundesrechtes ist und ob sie unmittelbar Rechte 
und Pflichten für den Einzelnen erzeugt (Artikel 25), so hat das Gericht 
die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes einzuholen, 

3. Will das Verfassungsgericht eines Landes bei der Auslegung des 
Grundgesetzes von einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes 
oder des Verfassungsgerichtes eines anderen Landes abweichen, so hat das 
Verfassungsgericht die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes ein- 
zuholen; will es bei der Auslegung von sonstigem Bundesrechte von der 
Entscheidung des Obersten Bundesgerichtes oder eines oberen Bundes- 
gerichtes abweichen, so hat es die Entscheldung des Obersten Bundes- 
‚gerichtes einzuholen. 

n Artikel 101 


1. Ausnahmegerichte sind unzulässig. Niemand darf seinem gesetz- 
lichen Richter entzogen werden. 
2. Gerichte für besondere Sachgebiete können nur durch Gesetz er- 


richtet werden. 
- Artikel 102 
Die Todesstrafe Ist abgeschafft. 


Artikel 103 
1. Vor Gericht hat jedermann Anspruch auf rechtliches Gehör. 
2. Eine Tat,kann nur bestraft werden, wenn die Strafbarkeit gesetzlich 
bestimmt war, bevor die Tat begangen wurde. 


3. Niemand darf wegen derselben Tat auf Grund der allgemeinen 
Strafgesetze mehrmals bestraft werden. 


Artikel 104 


1. Die Freiheit der Person kann nur auf Grund eines förmlichen 
Gesetzes und nur unter Beachtung der darin vorgeschriebenen Formen 
beschränkt werden. Festgehaltene Personen dürfen weder seelisch noch 
körperlich mißhandelt werden. 

2. Über die Zulässigkeit und Fortdauer einer Freiheitsentziehung hat 
nur der Richter zu entscheiden. Bei jeder nicht auf richterlicher Anordnung 
beruhenden Freiheitsentziehung ist unverzüglich eine richterliche Ent- 
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scheidung herbeizuführen. Die Polizei darf aus eigener Machtvollkommen- 
heit niemanden länger als bis zum Ende des Tages nach dem Ergreifen 
in eigenem Gewahrsam halten. Das Nähere ist gesetzlich zu regeln. 

3. Jeder wegen des Verdachtes einer strafbaren Handlung vorläufig 
Festgenommene ist spätestens am Tage nach der Festnahme dem Richter 
vorzuführen, der ihm die Gründe der Festnahme mitzuteilen, ihn zu ver- 
nehmen und ihm Gelegenheit zu Einwendungen zu geben hat, Der Richter 
hat unverzüglich entweder einen mit Gründen versehenen schriftlichen 
Haftbefehl zu erlassen oder die Freilassung anzuordnen. 

4. Von jeder richterlichen Entscheidung über die Anordnung oder 
Fortdauer einer Freiheitsentziehung ist unverzüglich ein Angehöriger des 
Festgehaltenen oder eine Person seines Vertrauens zu benachrichtigen, 


X. DAS FINANZWESEN 


Artikel 105 


1. Der Bund hat die ausschließliche Gesetzgebung über die Zölle und 
Finanzmonopole. 
2. Der Bund hat die konkurrierende Gesetzgebung über 
1) die Verbrauchs- und Verkehrssteuern mit Ausnahme der Steuern 
mit örtlich bedingtem Wirkungskreis, insbesondere der Grund- 
erwerbssteuer, der Wertzuwachssteuer und der Feuerschutzsteuer, 
2) die Steuern vom Einkommen, Vermögen, von Erbschaften und 
Schenkungen, 

3) die Realsteuern mit Ausnahme der Festsetzung der Hebesätze, 
wenn er die Steuern ganz oder zum Teil zur Deckung der Bundesausgaben 
in Anspruch nimmt oder die Voraussetzungen des Artikels 72 Absatz 2 
vorliegen. 

3. Bundesgesetze über Steuern, deren Aufkommen den Ländern oder 
den Gemeinden (Gemeindeyerblinden) ganz oder zum Teil zufließt, bedürfen 
der Zustimmung des Bundesrates. 


Artikel 106 


1. Die Zölle, der Ertrag der Monopole, die Verbrauchssteuern mit Aus- 
nahme der Biersteuer, die Beförderungssteuer, die Umsatzsteuer und ein- 
maligen Zwecken dienende Vermögensabgaben fließen dem Bunde zu. 

2. Die Biersteuer, die Verkehrssteuern mit Ausnahme der Beförderungs- 
steuer und der Umsatzsteuer, die Einkommen- und Körperschaftssteuer, die 
Vermögenssteuer, die Erbschaftssteuer, die Realsteuern und die Steuern mit 
örtlich bedingtem Wirkungskreis fließen den Ländern und nach Maßgabe 
der Landesgesetzgebung den Gemeinden (Gemeindeverbänden) zu. 

3. Der Bund kann durch Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundes- 
rates bedarf, einen Teil der Einkommen- und Körperschaftssteuer zur 
Deckung seiner durch andere Einkünfte nicht gedeckten Ausgaben, insbe- 
sondere zur Deckung von Zuschüssen, welche Ländern zur Deckung von 
Ausgaben auf dem Gebiete des Schulwesens, des Gesundheitswesens und 
des Wohlfahrtswesens zu gewähren sind, in Anspruch nehmen. 

4. Um die Leistungsfählgkeit auch der steuerschwachen Länder zu 
sichern und eine unterschiedliche Belastung der Länder mit Ausgaben 
auszugleichen, kann der Bund Zuschüsse gewähren und die Mittel hierfür 
bestimmten, den Ländern zufließenden Steuern entnehmen. Durch Bundes- 
gesetz, welches der Zustimmung des Bundesrates bedarf, wird bestimmt, 
welche Steuern hierbei herangezogen werden und mit welchen Beträgen 
und nach welchem Schlüssel die Zuschüsse an die ausgleichsberechtigten 
Länder verteilt werden; die Zuschüsse sind den Ländern unmittelbar zu 
überwelsen, 

Artikel 107 


Die endgültige Verteilung der der konkurrierenden Gesetzgebung 
unterliegenden Steuern auf Bund und Länder soll spätestens bis zum 
31. Dezember 1952 erfolgen, und zwar durch Bundesgesetz, das der Zu- 
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stimmung des Bundesrates bedarf. Dies gilt nicht für die Realsteuern und 
die Steuern mit örtlich bedingtem Wirkungskreis. Hierbei ist jedem Teil 
ein gesetzlicher Anspruch auf bestimmte Steuern oder Steueranteile ent- 
sprechend seinen Aufgaben einzuräumen, 





Artikel 108 


1. Zölle, Finanzmonopole, die der konkurrierenden Gesetzgebung unter- 
"worfenen Verbrauchssteuern, die Beförderungssteuer, die Umsatzsteuer 
und die einmaligen Vermögensabgaben werden durch Bundesfinanzbehörden 
verwaltet, Der Aufbau dieser Behörden und das von ihnen anzuwendende 
Verfahren werden durch Bundesgesetz geregelt. Die Leiter der Mittel- 
behörden sind im Benehmen mit den Landesreglerungen zu bestellen. Der 
Bund kann die Verwaltung der einmaligen Vermögensabgaben den Landes- 
inanzbehörden als Auftragsverwaltung übertragen. 
> 2. Nimmt der Bund einenTeil der Einkommen- und Körperschaftssteuer 
für sich in Anspruch, so steht ihm insoweit die Verwaltung zu; er kann sie 
aber den Landesfinanzbehörden als Auftragsverwaltung übertragen. 


3. Die übrigen Steuern werden durch Landesfinanzbehörden verwaltet. 
Der Bund kann durch Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, den Aufbau dieser Behörden und das von ihnen anzuwendende Ver- 
fahren und die einheitliche Ausbildung der Beamten regeln, Die Leiter der 
Mittelbehörden sind im Einvernehmen mit der Bundesregierung zu be- 
stellen. Die Verwaltung der den Gemeinden (Gemeindeverbänden) zu- 
fließenden Steuern kann durch die Länder ganz oder zum Teil den Gemein- 
den (Gemeindeverbänden) übertragen werden. 


4. Soweit die Steuern dem Bunde zufließen, werden die Landesfinanz-, 
behörden im Auftrage des Bundes tätig. Die Länder haften mit ihren Ein- 
künften für eine ordnungsmäßige Verwaltung dieser Steuern; der Bundes- 
Ainanzminister kann die ordnungsmäßige Verwaltung durch Bundesbevoll- 
mächtigte überwachen, welche gegenüber den Mittel- und Unterbehörden 
ein Weisungsrecht haben. 

5. Die Finanzgerichtsbarkeit wird durch Bundesgesetz einheitlich. 
geregelt. 

6. Die allgemeinen Verwaltungsvorschriften werden durch die Bundes- 
regierung erlassen, und zwar mit Zustimmung des Bundesrates, sowelt die 
Verwaltung den Landesfinanzbehörden obliegt. 


Artikel 109 


Bund und Länder sind in ihrer Haushaltswirtschaft selbstlindig und von- 
einander unabhlingig. 


Artikel 110 


1. Alle Einnahmen und Ausgaben des Bundes müssen für jedes Rech- 
nungsjahr veranschlagt und in den Haushaltsplan eingesetzt werden. 


2. Der Haushaltsplan wird vor Beginn des Rechnungsjahres durch 
Gesetz festgestellt. Er ist in Einnahme und Ausgabe auszugleichen. Die 
Ausgaben werden in der Regel für ein Jahr bewilligt; sie können in 
besonderen Fällen auch für einen längeren Zeitraum bewilligt werden. Im 
übrigen dürfen in das Bundeshaushaltsgesetz keine Vorschriften aufge- 
nommen werden, die über das Rechnungsjahr hinausgehen oder sich nicht 
auf die Einnahmen und Ausgaben des Bundes oder seiner Verwaltung 
beziehen. 

3. Das Vermögen und die Schulden sind in einer Anlage des Haushalts- 
planes nachzuweisen. 

4. Bei kaufmännisch eingerichteten Betrieben des Bundes brauchen 
nicht die einzelnen Einnahmen und Ausgaben, sondern nur das Endergebnis 
in den Haushaltsplan eingestellt zu werden. 
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Artikel 111 


1. Ist bis zum Schluß eines Rechnungsjahres der Haushaltsplan für 
das folgende Jahr nicht durch Gesetz festgestellt, so ist bis zu seinem 
Inkrafttreten die Bundesregierung ermächtigt, alle Ausgaben zu leisten, 
die nötig sind, 

a) um gesetzlich bestehende Einrichtungen zu erhalten und gesetz- 
lich beschlossene Maßnahmen durchzuführen, 

b) um die rechtlich begründeten Verpflichtungen des Bundes zu 
erfüllen, ö 
©) um Bauten, Beschaffungen und sonstige Leistungen fortzusetzen 

oder Beihilfen für diese Zwecke weiter zu gewähren, sofern durch 
den Haushaltsplan eines Vorjahres bereits Beträge bewilligt 
worden sind. 

2. Soweit nicht auf besonderem Gesetze beruhende Einnahmen aus 
Steuern, Abgaben und sonstigen Quellen oder die Betriebsmittelrücklage 
die Ausgaben unter Absatz 1 decken, darf die Bundesregierung die zur 
‚Aufrechterhaltung der Wirtschaftsführung erforderlichen Mittel bis zur 
Höhe eines Viertels der Endsumme des abgelaufenen Haushaltsplanes im 
Wege des Kredits flüssig machen, 


Artikel 112 


Haushaltsüberschreitungen und außerplanmäßige Ausgaben bedürfen 
der Zustimmung des Bundesministers der Finanzen. Sie darf nur im Falle 
eines unvorhergesehenen und unabweisbaren Bedürfnisses erteilt werden. 


Artikel 113 


Beschlüsse des Bundestages und des Bundesrates, welche die von der 
Bundesregierung vorgeschlagenen Ausgaben des Haushaltsplanes erhöhen 
oder neue Ausgaben in sich schließen oder für die Zukunft mit sich. bringen, 
bedürfen der Zustimmung der Bundesregierung, 


Artikel 114 


Der Bundesminister der Finanzen hat dem Bundestage und dem Bundes- 
rate über alle Einnahmen und Ausgaben sowie über das Vermögen und die 
Schulden jährlich Rechnung zu legen. 


Die Rechnung wird durch einen Rechnungshof, dessen Mitglieder 
richterliche Unabhängigkeit besitzen, geprüft. Die allgemeine Rechnung 
und eine Übersicht über das Vermögen und die Schulden sind dem Bundes- 
tage und dem Bundesrate im Laufe des nächsten Rechnungsjahres mit den 
Bemerkungen des Rechnungshofes zur Entlastung der Bundesregierung 
vorzulegen, Die Rechnungsprilfung wird durch Bundesgesetz geregelt. 


Artikel 115 


Im Wege des Kredites dürfen Geldmittel nur bei außerordentlichem 
Bedarf und in der Regel nur für Ausgaben zu werbenden Zwecken und nur 
auf Grund eines Bundesgesetzes beschafft werden. Kreditgewährungen 
und Sicherheitsleistungen zu Lasten des Bundes, deren Wirkung über ein 
Rechnungsjahr hinausgeht, dürfen nur auf Grund eines Bundesgesetzes 
erfolgen. In dem Gesetze muß die Höhe des Kredites oder der Umfang der 
Verpflichtung, für die der Bund die Haftung übernimmt, bestimmt sein. 


XI UÜBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN 


Artikel 116 


1, Deutscher im Sinne dieses Grundgesetzes ist vorbehaltlich ander- 
weitiger gesetzlicher Regelung, wer die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt 
oder als Flüchtling oder Vertriebener deutscher Volkszugehörigkeit oder 
als dessen Ehegatte oder Abkömmling in dem Gebiete des Deutschen 
Reiches nach dem Stande vom 31. Dezember 1937 Aufnahme gefunden hat. 
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2. Frühere deutsche Staatsangehörige, denen zwischen dem 30. Januar 
1933 und dem 8. Mai 1945 die Staatsangehörigkeit aus politischen, rassi- 
‚schen oder religiösen Gründen entzogen worden ist, und ihre Abkömmlinge 
sind auf Antrag wieder einzubürgern. Sie gelten als nicht ausgebürgert, 
sofern sie nach dem 8. Mai 1945 ihren Wohnsitz in Deutschland genommen 
haben und nicht einen entgegengesetzten Willen zum Ausdruck gebracht 
haben. 
Artikel 117 


1. Das dem Artikel 3 Absatz 2 entgegenstehende Recht bleibt bis zu 
seiner Anpassung an diese Bestimmung des Grundgesetzes in Kraft, 
jedoch nicht länger als bis zum 31. März 1953. 

2. Gesetze, die das Recht der Freizügigkeit mit Rücksicht auf die 
gegenwärtige Raumnot einschränken, bleiben bis zu Ihrer Aufhebung durch 
Bundesgesetz in Kraft. 

Artikel 118 


Die Neugliederung in dem die Länder Baden, Württemberg-Baden und 
Württemberg-Hohenzollern umfassenden Gebiete kann abweichend von den 
Vorschriften des Artikels 29 durch Vereinbarung der beteiligten Länder 
erfolgen. Kommt eine Vereinbarung nicht zustande, so wird die Neu- 
gliederung durch Bundesgesetz geregelt, das eine Volksbefragung vor- 
sehen muß. 

Artikel 119 


In Angelegenheiten der Flüchtlinge und Vertriebenen, insbesondere zu 
ihrer Verteilung auf die Länder, kann bis zu einer bundesgesetzlichen 
Regelung die Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrates Verord- 
nungen mit Gesetzeskraft erlassen. Für besondere Fälle kann dabei die 
Bundesregierung ermächtigt werden, Einzelweisungen zu erteilen. Die 
Weisungen sind außer bei Gefahr im Verzuge an die obersten Landes- 
behörden zu richten, 

Artikel 120 


1. Der Bund trägt die Aufwendungen für Besatzungskosten und die 
sonstigen inneren und äußeren Kriegsfolgelasten nach näherer Bestimmung 
eines Bundesgesetzes und die Zuschüsse zu den Lasten der Sozialversiche- 
rung mit Einschluß der Arbeitslosenversicherung und der Arbeitslosen- 
fürsorge, 

2. Die Einnahmen gehen auf den Bund zu demselben Zeitpunkte über, 
an dem der Bund die Ausgaben übernimmt. 


Artikel 121 

Mehrheit der Mitglieder des Bundestages und der Bundesversammlung 
im Sinne dieses Grundgesetzes ist die Mehrheit ihrer gesetzlichen Mit- 
gliederzahl. 

Artikel 122 

1. Vom Zusammentritt des Bundestages an werden die Gesetze aus- 
schließlich von den In diesem Grundgesetze anerkannten gesetzgebenden 
Gewalten beschlossen. 

2. Gesetzgebende und bei der Gesetzgebung beratend mitwirkende 
Körperschaften, deren Zuständigkeit nach Absatz 1 endet, sind mit diesem 
Zeitpunkt aufgelöst. 

Artikel 123 

1. Recht aus der Zeit vor dem Zusammentritt des Bundestages gilt 
fort, soweit es dem Grundgesetz nicht widerspricht. 

2. Die vom Deutschen Reich abgeschlossenen Staatsverträge, die sich 
auf Gegenstände beziehen, für die nach diesem Grundgesetze die Landes- 
gesetzgebung zuständig ist, bleiben, wenn sie nach allgemeinen Rechts- 
grundsätzen gültig sind und fortgelten, unter Vorbehalt aller Rechte und 
Einwendungen der Beteiligten in Kraft, bis neue Staatsverträge durch die 
nach diesem Grundgesetze zuständigen Stellen abgeschlossen werden oder 


ihre Beendigung auf Grund der in ihnen enthaltenen Bestimmungen ander- 
weitig erfolgt. 
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Artikel 124 


Recht, das Gegenstände der ausschließlichen Gesetzgebung des Bundes 
betrifft, wird innerhalb seines Geltungsbereiches Bundesrecht. 


Artikel 125 


Recht, das Gegenstände der konkurrierenden Gesetzgebung des Bundes 
betrifft, wird innerhalb seines Geltungsbereiches Bundesrecht, 
1. soweit es innerhalb einer_oder mehrerer Besatzungszonen einheit- 
lich gilt, 
2. sowelt es sich um Recht handelt, durch das nach dem 8, Mai 1945 
früheres Reichsrecht abgeändert worden ist. 


Artikel 126 


Melnungsverschiedenheiten über das Fortgelten von Recht als Bundes- 
recht entscheidet das Bundesverfassungsgericht, 


Artikel 127 


Die Bundesregierung kann mit Zustimmung der Regierungen der be- 
teiligten Länder Recht der Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes, 
soweit es nach Artikel 124 oder 125 als Bundesrecht fortgilt, innerhalb 
eines Jahres nach Verkündung dieses Grundgesetzes in den Ländern Baden, 
Groß-Berlin, Rheinland-Pfalz und Württemberg-Hohenzollern in Kraft 
setzen. 


Artikel 128 


Soweit fortgeltendes Recht Weisungsrechte im Sinne des Artikels 84 
Absatz 5 vorsieht, bleiben sie bis zu einer anderweitigen gesetzlichen 
Regelung bestehen. 


Artikel 129 


1. Soweit in Rechtsvorschriften, die als Bundesrecht fortgelten, eine 
Ermächtigung zum Erlasse von Rechtsverordnungen oder allgemeinen Ver- 
waltungsvorschriften sowie zur Vornahme von Verwaltungsakten enthalten 
ist, geht sie auf die nunmehr sachlich zuständigen Stellen über. In Zweifels- 
füllen entscheidet die Bundesregierung im Einvernehmen mit dem Bundes- 
rate; die Entscheidung ist zu veröffentlichen. 

2. Soweit in Rechtsvorschriften, die als Landesrecht fortgelten, eine 
solche Ermächtigung enthalten ist, wird sie von den nach Landesrecht 
zuständigen Stellen ausgeübt. 

3. Soweit Rechtsvorschriften im Sinne der Absätze 1 und 2 zu ihrer 
Änderung oder Ergänzung oder zum Erlaß von Rechtsvorschriften anstelle 
von Gesetzen ermächtigen, sind diese Ermächtigungen erloschen. 

4. Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, soweit in 
Rechtsvorschriften auf nicht mehr geltende Vorschriften oder nicht mehr 
bestehende Einrichtungen verwiesen ist. 


Artikel 130 


1. Verwaltungsorgane und sonstige der öffentlichen Verwaltung oder 
Rechtspflege dienende Einrichtungen, die nicht auf Landesrecht oder Staats- 
verträgen zwischen Ländern beruhen, sowie die Betriebsvereinigung der 
südwestdeutschen Eisenbahnen und der Verwaltungsrat für das Post- und 
Fernmeldewesen für das französische Besatzungsgebiet unterstehen der 
Bundesregierung. Diese regelt mit Zustimmung des Bundesrates die Über- 
führung, Auflösung oder Abwicklung. 

2. Oberster Disziplinarvorgesetzter der Angehörigen dieser Verwaltun- 
gen und Einrichtungen ist der zuständige Bundesminister. 

3. Nicht landesunmittelbare und nicht auf Staatsverträgen zwischen 
den Ländern beruhende Körperschaften und Anstalten des öffentlichen 
Rechtes unterstehen der Aufsicht der zuständigen obersten Bundesbehörde. 


(rg 
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Artikel 131 


Die Rechtsverhältnisse von Personen einschließlich der Flüchtlinge und 
Vertriebenen, die am 8. Mai 1945 im öffentlichen Dienste standen, aus 
anderen als beamten- oder tarifrechtlichen Gründen ausgeschieden sind 
und bisher nicht oder nicht ihrer früheren Stellung entsprechend verwendet 
werden, sind durch Bundesgesetz zu regeln. Entsprechendes gilt für Per- 
‚sonen einschließlich der Flüchtlinge und Vertriebenen, die am 8. Mai 1945 
versorgungsberechtigt waren und aus anderen als beamten- oder tarif- 
rechtlichen Gründen keine oder keine entsprechende Versorgung mehr er- 
halten. Bis zum Inkrafttreten des Bundesgesetzes können vorbehaltlich 
anderweitiger landesrechtlicher Regelung Rechtsansprüiche nicht geltend 
‚gemacht werden. 


Artikel 132 


1. Beamte und Richter, die im Zeitpunkte des Inkrafttretens dieses 
Grundgesetzes auf Lebenszeit angestellt sind, können binnen sechs Monaten 
nach dem ersten Zusammentritt des Bundestages in den Ruhestand oder 
Wartestand oder in ein Amt mit niedrigerem Diensteinkommen versetzt 
werden, wenn ihnen die persönliche oder fachliche Eignung für ihr Amt 
fehlt. Auf Angestellte, die in einem unkündbaren Dienstyerhältnis stehen, 
findet diese Vorschrift entsprechende Anwendung. Bei Angestellten, deren 
Dienstverhältnis kündbar ist, können über die tarifmäßige Regelung hinaus- 
‚gehende Kündigungstfristen innerhalb der gleichen Frist aufgehoben werden. 

2. Diese Bestimmung findet keine Anwendung auf Angehörige des 
öffentlichen Dienstes, die von den Vorschriften über die „Befreiung von 
Nationalsozialismus und Militarismus“ nicht betroffen oder die anerkannte 
Verfolgte des Nationalsozialismus sind, sofern nicht ein wichtiger Grund 
in ihrer Person vorliegt. 

3. Den Betroffenen steht der Rechtsweg gemäß Artikel 19 Absatz 4 
offen. 

4. Das.Nihere bestimmt eine Verordnung der Bundesregierung, die 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf. 


Artikel 133 


Der Bund tritt in die Rechte und Pflichten der Verwaltung des Ver- 
einigten Wirtschaftsgebietes ein. 


Artikel 134 


1. Das Vermögen des Reiches wird grundsätzlich Bundesvermögen. 

2. Sowelt es nach seiner ursprünglichen Zweckbestimmung überwiegend 
für Verwaltungsaufgaben bestimmt war, die nach diesem Grundgesetze 
nicht Verwaltungsaufgaben des Bundes sind, ist es unentgeltlich auf die 
nunmehr zuständigen Aufgabenträger und, soweit es nach seiner gegen- 
wärtigen, nicht nur. vorübergehenden Benutzung Verwaltungsaufgaben 
dient, die nach diesem Grundgesetze nunmehr von den Ländern zu erfüllen 
sind, auf die Länder zu übertragen. Der Bund kann auch sonstiges Ver- 
mögen den Ländern übertragen. 

3. Vermögen, das dem Reich von den Ländern und Gemeinden 
(Gemeindeverbänden) unentgeltlich zur Verfügung gestellt wurde, wird 
wiederum Vermögen der Länder und Gemeinden (Gemeindeverbände), 
soweit es nicht der Bund für eigene Verwaltungsaufgaben benötigt. 

4. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz, das der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf. 


Artikel 135 


1. Hat sich nach dem 8. Mai 1945 bis zum Inkrafttreten dieses Grund- 
gesetzes die Landeszugehörigkeit eines Gebietes geändert, so steht in 
diesem Gebiete das Vermögen des Landes, dem das Gebiet angehört hat, 
dem Lande zu, dem es jetzt angehört. 
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2. Das Vermögen nicht mehr bestehender Länder und nicht mehr be- 
stehender anderer Körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechtes 
‚geht, soweit es nach seiner ursprünglichen Zweckbestimmung überwiegend 
für Verwaltungsaufgaben bestimmt war, oder nach seiner gegenwärtigen, 
nicht nur vorübergehenden Benutzung überwiegend Verwaltungsaufgaben 
dient, auf das Land oder die Körperschaft oder Anstalt des öffentlichen 
Rechtes über, die nunmehr diese Aufgaben erfüllen. 

3. Grundvermögen nicht mehr bestehender Länder geht einschließlich 
des Zubehörs, soweit es nicht bereits zu Vermögen im Sinne des Absatzes 1 
gehört, auf das Land über, in dessen Gebiet es belegen ist. 

4. Sofern ein überwiegendes Interesse des Bundes oder das besondere 
Interesse eines Gebietes es erfordert, kann durch Bundesgesetz eine von 
den Absätzen 1 bis 3 abweichende Regelung getroffen werden. 

5. Im übrigen wird die Rechtsnachfolge und die Auseinandersetzung, 
soweit sie nicht bis zum 1. Januar 1952 durch Vereinbarung zwischen den 
beteiligten Ländern oder Körperschaften oder Anstalten des öffentlichen 
Rechtes erfolgt, durch Bundesgesetz geregelt, das der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf. d 

6. Beteiligungen des ehemaligen Landes Preußen an Unternehmen des 
privaten Rechtes gehen auf den Bund über. Das Nähere regelt ein Bundes- 
gesetz, das auch Abweichendes bestimmen kann. 

7. Soweit über Vermögen, das einem Lande oder einer Körperschaft 
oder Anstalt des öffentlichen Rechtes nach den Absätzen 1 bis 3 zufallen 
würde, von dem danach Berechtigten durch ein Landesgesetz, auf Grund 
eines Landesgesetzes oder in anderer Weise bei Inkrafttreten des Grund- 
gesetzes verfügt worden war, gilt der Vermögensübergang als vor der 
Verfügung erfolgt. 

Artikel 136 

1. Der Bundesrat tritt erstmalig am Tage des ersten Zusammentrittes 
des Bundestages zusammen. 

2. Bis zur Wahl des ersten Bundespräsidenten werden dessen Befug- 
nisse von dem Präsidenten des Bundesrates ausgeübt. Das Recht der 
‚Auflösung des Bundestages steht Ihm nicht zu. 


Artikel 197 5 

1. Die Wählbarkeit von Beamten, Angestellten des öffentlichen 
Dienstes und Richtern im Bunde, in den Ländern und den Gemeinden kann 
gesetzlich beschränkt werden. 

2. Für die Wahl des ersten Bundestages, der ersten Bundesversamm- 
lung und des ersten Bundespräsidenten der Bundesrepublik gilt das vom 
Parlamentarischen Rat zu beschließende Wahlgesetz. 

3. Die dem Bundesverfassungsgerichte gemäß Artikel 41 Absatz 2 
zustehende Befugnis wird bis zu seiner Errichtung von dem Deutschen 
Obergericht für das Vereinigte Wirtschaftsgeblet wahrgenommen, das 
nach Maßgabe seiner Verfahrensordnung entscheidet, 


Artikel 138 


Änderungen der Einrichtungen des jetzt bestehenden Notariats in den 
Ländern Baden, Bayern, Württemberg-Baden und Württemberg-Hohen- 
zollern bedürfen der Zustimmung der Regierungen dieser Länder. 


Artikel 189 
Die zur „Befreiung des deutschen Volkes vom Nationalsozialismus und 
Militarismus“ erlassenen Rechtsvorschriften werden von den Bestimmun- 
gen dieses Grundgesetzes nicht berührt. 
Artikel 140 
Die Bestimmungen der Artikel 136, 137, 138, 139 und 141 der deutschen 
Verfassung vom 11. August 1919 sind Bestandteil dieses Grundgesetzes. 
Artikel 141 


Artikel 7 Absatz 3 Satz 1 findet keine Anwendung in einem Lande, in 
dem am 1.Januar 1949 eine andere landesrechtliche Regelung bestand. 
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Artikel 142 


Ungeachtet der Vorschrift des Artikels 31 bleiben Bestimmungen der 
Landesverfassungen auch insoweit in Kraft, als sie in Übereinstimmung 
mit den Artikeln 1 bis 18 dieses Grundgesetzes Grundrechte gewährleisten. 


Artikel 148 


1. Wer mit Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt die verfassungs- 
mäßige Ordnung des Bundes oder eines Landes ändert, den Bundes- 
präsidenten der ihm nach diesem Grundgesetze zustehenden Befugnisse 
beraubt oder mit Gewalt oder durch gefährliche Drohung nötigt oder 
hindert, sie überhaupt oder in einem bestimmten Sinne auszuüben, oder 
ein zum Bunde oder einem Lande gehöriges Gebiet losreißt, wird mit 
lebenslangem Zuchthaus oder Zuchthaus nicht unter zehn Jahren bestraft. 

2. Wer zu einer Handlung im Sinne des Absatzes 1 öffentlich auf- 
fordert oder sie mit einem anderen verabredet oder in anderer Weise vor- 
bereitet, wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren bestraft, 

3. In minder schweren Fällen kann in den Fällen des Absatzes 1 auf 
Zuchthaus nicht unter zwei Jahren, in den Füllen des Absatzes 2 auf 
Gefängnis nicht unter einem Jahr erkannt werden. 

4. Wer aus freien Stücken seine Tätigkeit aufgibt oder bei Beteiligung 
mehrerer die verabredete Handlung verhindert, kann nicht nach den Vor- 
schriften der Absätze 1 bis 3 bestraft werden. 

5. Für die Ahurteilung ist, sofern die Handlung sich ausschließlich 
gegen die verfassungsmäßige Ordnung eines Landes richtet, mangels ander- 
weitiger landesrechtlicher Regelung das für Strafsachen zuständige 
oberste Gericht des Landes zuständig. Im übrigen ist das Oberlandesgericht 
zuständig, in dessen Bezirk die erste Bundesregierung ihren Sitz hat. 

6. Die vorstehenden Vorschriften gelten bis zu einer anderweitigen 
Regelung durch Bundesgesetz. 


Artikel 144 


1. Dieses Grundgesetz bedarf der Annahme durch die Volks- 
vertretungen in zwei Dritteln der deutschen Länder, in denen es zunächst 
gelten soll. 

2. Soweit die Anwendung dieses Grundgesetzes in einem der In 
Artikel 23 aufgeführten Länder oder in einem Teile eines dieser Länder 
Beschränkungen unterliegt, hat das Land oder der Teil des Landes das 
Recht, gemäß Artikel 38 Vertreter in den Bundestag und gemäß 
Artikel 50 Vertreter in den Bundesrat zu entsenden. 


Artikel 145 


1. Der Parlamentarische Rat stellt in öffentlicher Sitzung unter Mit- 
wirkung der Abgeordneten Groß-Berlins die Annahme dieses Grund- 
gesetzes fest, fertigt es aus und verkündet es. 

2. Dieses Grundgesetz tritt mit Ablauf des Tages der Verkündung 
in Kraft. 

3. Es ist im Bundesgesetzblatte zu veröffentlichen. 

Artikel 146 


Dieses Grundgesetz verliert seine Gültigkeit an dem Tage, an dem eine 
Verfassung in Kraft tritt, die von dem deutschen Volke in freier Ent- 
scheidung beschlossen worden Ist. 


Bonn am Rhein, am 23. Mai 1949. 
DR. ADENAUER 
Präsident des Parlamentarischen Rates 


SCHÖNFELDER 
1. Vizepräsident 


DR. SCHÄFER 
2. Vizepräsident 
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MEMORANDUM AN DEN PARLAMENTARISCHEN RAT 
vom 12. Mai 1949 


Das Memorandum der Miltärgouverneure an Herrn Dr. Adenauer, dem 
Präsidenten des Parlamentarischen Rates, lautet wie folgt: 


„Sehr geehrter Herr Dr. Adenauer! 


1. Das am 3. Mai durch den Parlamentarischen Rat verabschiedete 
Grundgesetz ist von uns sorgfältig und mit Interesse geprüft worden. Nach 
unserer Ansicht stellt es eine gelungene Vereinigung der deutschen demo- 
kratischen Tradition mit den Auffassungen über eine die Volksmeinung 
widerspiegelnde Regierungsform und über den Rechtsstaat dar, die die 
Welt heutzutage als unerläßliche Voraussetzungen für das Leben eines 
freien Volkes erachtet. 

2. Indem wir unsere Genehmigung dazu erteilen, daß diese Ver- 
fassung dem deutschen Volk, gemäß Artikel 144 Abs. 11), zur Annahme 
unterbreitet wird, glauben wir, daß Sie Verständnis dafür haben werden, 
wenn wir verschiedene Vorbehalte machen müssen. 

Zunächst weisen wir darauf hin, daß die durch das Grundgesetz dem 
Bund übertragenen Befugnisse, wie auch die von den Ländern und den 
Körperschaften der örtlichen Selbstverwaltung ausgeübten Befugnisse den 
Bestimmungen des Besatzungsstatuts unterliegen, das wir Ihnen bereits 
übermittelt haben und das mit dem heutigen Tage verkündet wird. 


3. An zweiter Stelle muß man sich darüber klar sein, daß die in 
Artikel 91 Abs. 2:) enthaltenen Befugnisse auf dem Gebiet des Polizel- 
wesens nur ausgeübt werden dürfen, nachdem sie ausdrücklich von den 
Besatzungsbehörden genehmigt worden sind. In gleicher Weise müssen 
sich die übrigen Befugnisse des Bundes auf diesem Gebiet nach den zu 
diesem Gegenstand in unserem Brief an Sie vom 14. April 1949 enthaltenen 
Bemerkungen richten. 


4. Ein dritter Vorbehalt betrifft die Beteillgung Groß-Berlins am Bund. 
Wir legen die Auswirkung von Artikel 23 und Artikel 144 Abs, 2°) des 
Grundgesetzes als Annahme unseres früheren Ersuchens aus, das dahin 
ging, daß Berlin, wenngleich es weder eine stimmberechtigte Vertretung 
im Bundestag oder Bundesrat erhalten, noch vom Bund aus verwaltet 
werden kann, dennoch eine kleine Anzahl von Vertretern zur Teilnahme an 
den Sitzungen dieser gesetzgebenden Körperschaften bestellen darf, 

5. Ein vierter Vorbehalt bezicht sich auf die Artikel 29 4) und Artıkel 
118 und die allgemeine Frage der Neuregelung der Ländergrenzen. Außer 
im Falle von Württemberg-Baden und Hohenzollern hat sich unsere Ein- 
stellung zu dieser Frage nicht geändert, seitdem wir die Angelegenheit am 
2. März mit Ihnen besprochen haben. Sofern die Oberkommissare nicht 
durch einstimmigen Beschluß ihre Stellungnahme zu dieser Frage ändern, 
sollen die in den genannten Artikeln vorgesehenen Befugnisse bis zum 
‚Abschluß eines Friedensvertrages nicht ausgeübt werden und die Grenzen 
aller Länder, mit Ausnahme von Württemberg-Baden und Hohenzollern, 
unverändert bleiben. 





1) Artikel 144 (1): Dieses Grundgesetz bedarf der Annahme durch die Volksver- 
tretungen in zwei Dritteln der deutschen Länder, in denen es zunlichst gelten soll. 

%) Artikel 91 (2): Ist das Land, in dem die Gefahr (für den Bestand oder die 
demokratische Grundordnung) nicht selbst zur Bekämpfung der Gefahr bereit oder 
in der Lage, so kann die Bundesregierung die Polizei in diesem Land und die Polizei- 
krifte anderer Länder ihren Weisungen unterstellen. 

") Artikel 29 zählt die Länder, einschließlich von Groß-Berlin, auf, in denen das 
Grundgesetz „zunlichst” gelten soll. 

Artikel 144 (2): Soweit die Anwendung dieses Grundgesetzes in einem der in 
Artikel 23 aufgeführten Lünder , . . Beschränkungen unterliegt, hat das Land... 
das Recht, . . . Vertreter in den Bundestag und... . Bundesrat zu entsenden. 

4) Artikel 29 (2): In Gebietsteilen, die bei der Neubildung der Linder nach dem 
8. Mai 1945 ohne Volksabstimmung ihre Landeszugehörigkeit geändert haben, kann 
binnen eines Jahres nach Inkrafttreten des Grundgesetzes durch Volksbegehren eine 
bestimmte Änderung der über die Landeszugehörigkeit getroffenen Entscheidung 
gefordert werden... . 
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6. Fünftens sind wir der Auffassung, daß Artikel 84 Absatz 4 und 
Artikel 87 Absatz 35) dem Bund sehr weitgehende Befugnisse auf dem 
Gebiet der Verwaltung einräumen. Die Oberkommissare werden die Aus- 
übung dieser Befugnisse sorgfältig verfolgen müssen, um sicherzustellen, 
daß sie nicht zu einer übermäßigen Zentralisierung der Macht führen. 


7. Gelegentlich unserer Zusammenkunft mit Ihnen am 25. April, 
‚schlugen wir Ihnen eine englische Formel zur Auslegung des Artikels 72 
Absatz 2 Unterabsatz 36) vor. Diese Formel, die Sie, als Ihre eigene Auf- 
fassung widerspiegelnd, angenommen haben, lautet wie folgt: 


ne. weil die Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit es er- 
fordert, um die wirtschaftlichen Belange des Bundes zu fördern oder 
für jedermann etwa gleiche wirtschaftliche Entwicklungsmöglich- 
keiten zu gewährlelsten“, 
Wir bitten Sie, zur Kenntnis zu nehmen, daß die Oberkommissare diese 
Artikel entsprechend dieser Formel auslegen werden. 


8. Um die Möglichkeit künftiger juristischer Meinungsverschieden- 
heiten auszuschalten, möchten wir klarstellen, daß wir bei Genehmigung. 
der Landesverfassungen den Vorbehalt gemacht haben, daß Bestimmungen 
dieser Verfassungen In keiner Welse als eine Einschränkung der Bestimmung 
der Bundesverfassung ausgelegt werden dürften. Die Entscheidung bel 
Differenzen zwischen den Landesverfassungen und und der vorläufigen 
Bundesverfassung muß deshalb zugunsten der letzteren fallen. 


9. Wir wünschen auch, daß volle Klarheit darüber herrscht, daß mit 
der Einberufung der in dem Grundgesetz vorgesehenen, gesetzgebenden 
Körperschaften sowie der, gemäß den Bestimmungen des Grundgesatzes, 
erfolgenden Wahl des Präsidenten und Wahl und Ernennung des Kanzlers 
und der Bundesminister, die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
errichtet sein und das Besatzungsstatut in Kraft treten wird. 


10. Mit der Abwicklung seiner in Artikel 145 Absatz 1?) bezeichneten 
letzten Aufgaben wird der Parlamentarische Rat aufgelöst. Wir möchten 
diese Gelegenheit nicht vorübergehen lassen, ohne die Mitglieder des 
Parlamentarischen Rates zur erfolgreichen Vollendung einer, unter sehr 
schwierigen Umständen durchgeführten, schweren Aufgabe, zu der offen- 
sichtlichen Sorgfalt und Gründlichkeit, mit der sie ihre Arbeiten geleistet 
haben und zu ihrer Hingabe zu den demokratischen Idealen zu beglück- 
wünschen, nach deren Verwirklichung wir alle streben. 

(gezeichnet) 
B. H. ROBERTSON, 
General, Militärgouverneur der Britischen Zone 
Pierre KOENIG, 
Heeresgeneral, Militärgouverneur der Französischen Zone 
Lucius D. CLAY, 
General des Heeres der Vereinigten Staaten, Militär- 
gouverneur der Amerikanischen Zone.” 





Artikel 84 (4): Werden Mängel, die die Bundesregierung bei der Ausführung 
der Bundesgesetze in den Ländern festgestellt hat, nicht beseitigt, so beschließt . . . 
der Bundesrat, ob das Land das Recht verletzt hat, 
Artikel 87 (8): . . . können für Angelegenheiten, für die dem Bund die Gesetz- 
bung zusteht, ländige Bundesoberbehörden und neue bundesunmittelbare 
'rperschaften Anstalten des öffentlichen Rechtes durch Bundesgesetz errichtet 
werden, Erwachsen dem Bund auf Gebieten, für die ihm die Gesetzgebung zusteht, 
neue Aufgaben, so können bei dringendem Bedarf bundeseigene Mittel-und Unter- 
behörden mit Zustimmung des Bundesrates und der Mehrheit der Mitglieder des 
Bundestages errichtet werden. x 

*) Artikel 72 (2): Der Bund hat in diesem Bereiche (der konkurrierenden Gesetz- 
gobung) das, Gesetsgebungsrecht, moweit ein Bedürfnis nach bundesgesetzlicher 

;gelüng_ besteht, weil... 3, die Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit, 

insbesondere die Wahrung der Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse über das 
Gebiet eines Landes hinaus sie erfordert. 

») Artikel 145 (1): Der Parlamentarische Rat stellt in öffentlicher Sitzung unter 
Mitwirkung der Abgeordneten Groß-Berlins die Annahme des Grundgesetzes fest, 
fertigt es aus und verkündet es. 








